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1. Einleitung

Im Rahmen des BLK Modellversuchs „Entwicklung von Modellen für Planung, Implementierung, Management und Evaluation weiterbildender Studiengänge in vernetzten Strukturen (MaweSt)“ beschäftigen sich zwei der sieben Teilprojekte mit dem Thema „Kooperation“.

Das hier beschriebene Teilprojekt 2 „Institutionelle Kooperation in weiterbildenden Studiengängen“ beschreibt exemplarisch den Stand von Kooperationen und erarbeitet Empfehlungen zur Gestaltung institutioneller Zusammenarbeit zwischen Hochschulen und auch zwischen Hochschulen und anderen Weiterbildungsanbietern. Inhaltlicher Schwerpunkt dieses Teilprojektes ist die vertragliche Gestaltung von Kooperationen. Daneben werden ausgewählte Aspekte institutioneller Kooperation (z.B. Organisation, Finanzierung, Qualitätsmanagement) dahingehend untersucht, wie sie gestaltet werden können, um Kooperationen effektiv und möglichst störungsfrei durchzuführen.

Ergänzend zum Teilprojekt 2 liegen die Schwerpunkte des Teilprojektes 7 „ Kooperation zwischen Studiengängen“ darin, unterschiedliche Kooperationsformen zu beschreiben und Handlungsempfehlungen hierfür zu liefern. Darüber hinaus sind Möglichkeiten der Mehrfachverwertung von Modulen ein zentraler Aspekt.

2. Der Nutzen von Kooperationen

Im Hochschulrahmengesetzt und in den Hochschulgesetzen der Länder ist wissenschaftliche Weiterbildung den Hochschulen als Kernaufgabe zugewiesen. Vor dem Hintergrund sich verändernder Studienstrukturen (Umstellung auf BA/MA) und im Kontext von „Life long learning“ wird ein steigender Bedarf an wissenschaftlicher Weiterbildung prognostiziert. Dies setzt eine Bündelung der Ressourcen voraus. Der einheitliche Tenor von Seiten der Kultusministerkonferenz (KMK) und der Hochschulrektorenkonferenz (HRK) lautet daher: Kooperationen zwischen Hochschulen und anderen geeigneten Institutionen sind erstrebenswert und daher auf- und auszubauen. Die Hochschulen können dadurch sowohl eigene Kompetenzen ausbauen, sich am Markt positionieren, als auch Synergieeffekte nutzen.
 

Eine Kooperation, wie sie von der KMK, der HRK aber auch von anderen Institutionen wie BDA und DIHK empfohlen wird, kann wie folgt definiert werden: „ Unter einer universitären Bildungskooperation versteht man eine auf stillschweigender oder vertraglicher Vereinbarung beruhende universitätsübergreifende Zusammenarbeit zwischen Institutionen durch Funktionsabstimmung oder – ausgliederung auf einen Kooperationspartner.“
 

Bei der Suche nach einer geeigneten Kooperationsform muss grundsätzlich geklärt werden,  für welchen Zweck eine Kooperation angestrebt wird. Wenn als Ziel  eine langfristige und enge Zusammenarbeit der Bildungspartner formuliert wird, scheidet eine „strategische Allianz“ aufgrund ihres Projektcharakters für eine weitreichende Kooperation aus. Grund hierfür ist die für strategische Allianzen typische zeitliche Befristung. Durch sie werden die gewünschte Stabilität und die zu erwartende und erforderliche langfristige Bindung nicht erreicht.

Eine Alternative zur strategischen Allianz ist ein „Joint Venture“, das ein eigenständiges Rechtsgebilde darstellt. Da die kooperierenden Partner ein Gemeinschaftsunternehmen gründen, in dem sie die auszuführenden Aufgaben zusammenlegen, weist das Joint Venture einen hohen Grad an Stabilität auf. 

Für den bereits genannten Zweck der langfristigen und engen Zusammenarbeit ist das Joint Venture im kleinen Rahmen eine geeignete Alternative. Da aber aufgrund einer großen und stetig wachsenden StudentenInnenzahl in der Regel auch die Anzahl an Partnern steigen wird, ist es als nur begrenzt sinnvoll zu erachten. Ein Joint Venture ist daher in der Regel nur für eine Anzahl an Teilnehmern/Partnern kleiner als vier ausgelegt. 

Geeigneter erscheint da schon ein „Unternehmensnetzwerk“, das heute die häufigste Form für  Bildungskooperation ist. Es ist regelmäßig für eine unbegrenzte Anzahl an Partnern, sowie für eine nicht befristete Zusammenarbeit ausgelegt. Als rechtliche Grundlage dienen formlose oder auch schriftliche Vereinbarungen.

Ziel einer Bildungskooperation ist es, durch Ressourcenbündelung Synergien zu erzielen um:

· das hochschulinterne Angebot zu erweitern

· größere Marktanteile und Wettbewerbsvorteile zu erzielen

· Allianzen mit potenziellen Wettbewerbern zu schmieden

· die Angebote effizienter, kostengünstiger und bedarfsorientierter zu gestalten

· die Finanzierungsmöglichkeiten zu optimieren 

· die zur Verfügung stehenden Personalressourcen optimal zu nutzen

· den Studierenden ein exzellentes Studienangebot zu bieten.

Unter dem Focus der Outputorientierung bedeutet dies, dass die beteiligten Kooperationspartner einen besseren Zugang zu den Absatzmärkten und damit auch zu den Zielgruppen ihres jeweiligen Bildungsproduktes haben. Dies kann zu steigenden Studierendenzahlen führen und damit zu einer Verbesserung der Finanzierung der Weiterbildungsangebote. Inputseitig besteht die Möglichkeit, durch die gemeinsame Bereitstellung von Modulen, Lehrmaterialien, Lernplattformen etc. kostengünstiger und effizienter arbeiten zu können. 
 

Kooperationen zwischen Bildungsträgern benötigen Stabilität und langfristige Bindung, um die gesteckten Ziele zu erreichen und die eingegangenen Verbindlichkeiten gegenüber den Kooperationspartnern und den Studierenden zu gewährleisten. Als rechtliche Grundlage hierfür können formlose oder auch schriftliche Vereinbarungen getroffen oder Kooperationsverträge geschlossen werden.

Neben der rechtlichen Absicherung sind weitere Faktoren bei der Durchführung einer Kooperation zu beachten, um eine Zusammenarbeit sowohl auf persönlicher, als auch auf institutioneller Ebene gewinnbringend zu gestalten. „...die zentralen Kategorien von organisationalen Verbünden sind: Kooperation, Vertrauen, Selbstverpflichtung, Verlässlichkeit, Verhandlungen, Vereinbarungen und dauerhafte Beziehungen. Insbesondere im Hochschulbereich, der einen hohen Grad von Autonomie beansprucht, wären Macht, Hierarchien, Angst und ein Regelungs-Fetischismus kontraproduktive Faktoren.“
 

3. Methodisches Vorgehen

Ziel des Teilprojekts 2 ist es, Empfehlungen zur (vertraglichen) Gestaltung der institutionellen Zusammenarbeit zwischen Hochschulen und zwischen Hochschulen und anderen Bildungsträgern zu erarbeiten. Darüber hinaus sollen geeignete Entwürfe für Kooperationsvereinbarungen und Musterverträge für institutionelle Kooperationen gestaltet werden. Vor dem Hintergrund der Zielsetzung wurde folgende methodische Herangehensweise gewählt:

1. Literaturrecherche zur institutionellen Kooperation zwischen Bildungsträgern

2. Sichtung und Auswertung bestehender Vereinbarungen und Kooperationsverträge zwischen Bildungsträgern 

3. ExpertInneninterviews mit verantwortlichen Personen, die in unterschiedlichen Formen wissenschaftliche Weiterbildungsstudiengänge anbieten bzw. an der Gestaltung der Rahmenbedingungen beteiligt sind 

4. Teilnahme an einer Kooperationssitzung des Kooperationsverbundes „Vision Ventures“

5. Beschreibung von Best-Practice Beispielen zur (vertraglichen) Gestaltung institutioneller Kooperation

6. Erstellung eines Mustervertrags

Um Doppelinterviews zu vermeiden und Synergien zu nutzen, wurden die Interviewergebnisse des Teilprojekts 7 bei der Auswertung mit berücksichtigt.

Bei den befragten Studiengängen handelt es sich um eine selektive Auswahl, da es in erster Linie darum ging, den Stand und die Rahmenbedingungen von wissenschaftlicher Weiterbildung in kooperativen Zusammenhängen zu skizzieren. Die Ergebnisse der Befragung der Best-Practice Beispiele sind von daher in diesen Bericht eingeflossen, die jeweilige Hochschule bzw. der jeweilige Studiengang ist aber nicht immer benannt worden.

Für die weiteren Ausführungen wurde der weiterbildende Studiengang „Bildungsmanagement Master of Business Administration“ der Carl von Ossietzky Universität Oldenburg als Referenzbeispiel gewählt, da über diesen Kooperationsstudiengang umfangreiche Informationen und Materialien zur Verfügung standen. Die in diesem Studiengang gemachten Erfahrungen werden durch die Ergebnisse der anderen ExpertInneninterviews ergänzt.

4. Der weiterbildende Studiengang „Bildungsmanagement Master of Business Administration“

Da der o.g. Studiengang als Referenzbeispiel ausgewählt wurde, wird im folgenden ein Überblick über die Organisation des MBA gegeben.

Der Masterstudiengang Bildungsmanagement (MBA) ist in erster Linie als berufsbegleitendes Studium konzipiert. Seine wesentlichen Kennzeichen sind auf der Homepage der Universität Oldenburg wie folgt beschrieben:


Organisation des Studiengangs für Zielgruppen aus dem gesamten deutschsprachigen Raum

Die Gestaltung des Studiengangs ist als berufsbegleitende Weiterbildung für Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus dem gesamten deutschsprachigen Raum konzipiert. Es besteht die Absicht, nach erfolgreicher Implementation des Studiengangs im deutschsprachigen Raum den Studiengang auch international in Englisch anzubieten. Ein derartiges Konzept ist nur zu realisieren, wenn die Möglichkeiten der heute verfügbaren Informationstechnik genutzt und neue Medien zur Vermittlung von Studieninhalten eingesetzt werden.

Ein individuell für die Zielgruppe entwickelter Blended Learning-Ansatz verbindet die Möglichkeiten des Online-Lernens mit gezielten und effektiven Präsenzveranstaltungen. So werden mittels internetbasierter Lehr-Lernumgebungen Studienmaterialien aller Art (Texte, Hypertexte, Übungsaufgaben, Simulationen, Video- und Audioaufzeichnungen) den Teilnehmern zum Online-Learning zugänglich gemacht; Chats, Diskussionsforen, Newsgroups und Tutorensysteme erlauben virtuelle Seminare mit allen erforderlichen Möglichkeiten zum Austausch von Informationen und Meinungen, zur Bearbeitung von Aufgaben und Projekten auf Internetbasis (einzeln oder in Gruppen) sowie zur individuellen und persönlichen Betreuung der Studierenden.

Die Nutzung dieser Systeme kann vom Arbeitsplatz, vom Multimediazentrum einer der beteiligten Universitäten, von Zuhause oder von jedem beliebigen PC mit Internet-Zugang erfolgen. Die Präsenzphasen dienen der Bildung von Arbeitsgruppen, der Ausgestaltung von Projektaufgaben sowie der Ergebnispräsentation. Alle Prüfungsleistungen werden studienbegleitend im Rahmen der Studienmodule erbracht.


Disziplin-, hochschul- und institutionsübergreifende Kooperation

An der Planung des Masterstudiengangs Bildungsmanagement (MBA) sind in einer beispielhaften hochschul- und institutionenübergreifenden Kooperation unter der Federführung der Universität Oldenburg verschiedene Expertennetzwerke und Institutionen der Erwachsenen- und Weiterbildung sowie renommierte Forschungs- und Wissenschaftseinrichtungen beteiligt. Die Gestaltung und Durchführung der Studienmodule erfolgt durch einschlägig ausgewiesene wissenschaftliche Experten und Praktiker verschiedener Fachdisziplinen und aus unterschiedlichen Institutionen aus dem deutsch- und englischsprachigen Raum. Kooperationspartner bei der Durchführung des Studiengangs sind die Universitäten Wien und Kassel.
Kommunikations- und kollaborationsorientiertes Instruktionsdesign

Alle Studienmodule sind nach einem einheitlichen Instruktionsdesign gestaltet, das besonders die Aspekte Kommunikation zwischen Teilnehmern und mit Lehrenden, gegenseitiger Erfahrungsaustausch, vertiefte Auseinandersetzung mit den Modulinhalten und Zusammenarbeit in Gruppen zu praxisorientierten Themen fördert. Der Computer und das Internet werden als Medien und Mittler der Kollaboration verstanden und nicht als schlichte Distributoren von Studienmaterialien. Dies wird zusätzlich unterstützt durch die Einbindung von speziell ausgebildeten Tutoren, die die Funktion von Lernbegleitern, Lernberatern, Orientierungsgebern und Moderatoren übernehmen.


Institutionen- und bedarfsspezifische Gestaltung der Studienschwerpunkte

Das Curriculum ist so gestaltet, dass neben den für alle Studierenden verpflichtenden Studienmodulen verschiedene Schwerpunktmodule (»Management von Weiterbildungseinrichtungen« oder »Hochschul- und Wissenschaftsmanagement«) belegt werden können. Jeder Studierende erhält so die Möglichkeit, sein Studium sehr individuell entlang den eigenen Anforderungen zu gestalten.

Weiterhin besteht in jedem Studienmodul die Möglichkeit, in der Projektarbeitsphase institutionenspezifische Arbeitsgruppen zu bilden. Bereichsübergreifende Wahlmodule zu den Bereichen »Lernen mit neuen Technologien« und »Organisationsentwicklung - Veränderungsmanagement« geben darüber hinaus die Möglichkeit, eigene Studienschwerpunkte zu finden.

5. Ergebnisse der Best-Practice Beispiele und Empfehlungen zur (rechtlichen) Gestaltungen 

institutioneller Kooperation

Die folgenden Beschreibungen und Aussagen zur institutionellen Kooperation weiterbildender Studiengänge basieren auf der Auswertung der von den Teilprojekten 2 und 7 durchgeführten  Interviews und der Sichtung und Auswertung zahlreicher Verträge und Vereinbarungen. Beim Auswerten der Interviews wurde deutlich, dass viele weiterbildende Studiengänge sich noch in der Aufbauphase befinden. Kooperationen werden geplant, angestrebt und zum Teil auch vereinbart, sind aber häufig (noch) nicht mit Leben gefüllt. In der Folge sind konkrete Aussagen zu hochschulübergreifender Kooperation im allgemeinen und zu spezifischen Frage- und Problemstellungen nur sehr eingeschränkt vorhanden. Auch bei der Recherche bezüglich Kooperationsverträgen hat sich gezeigt, dass im Bereich der wissenschaftlichen Weiterbildung zum einen nur eine relativ geringe Anzahl von Verträgen abgeschlossen wurde, zum anderen die Bildungsträger nicht in jedem Fall bereit waren, die Verträge für eine Auswertung zur Verfügung zu stellen. Um die Datenbasis zu vergrößern wurden daher auch Interviewaussagen und Kooperationsverträge aus grundständigen kooperativen Studiengängen, deren Inhalte zum Teil auf weiterbildende Studiengänge übertragbar sind, für die Auswertung mit herangezogen.

In den folgenden Kapiteln werden zunächst die Ergebnisse der Literaturrecherche in Verbindung mit den Aussagen aus den Interviews dargestellt. Daran schließen sich die aus den ausgewerteten Kooperationsverträgen rechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten an
. Den Abschluss eines Kapitels bilden Handlungsempfehlungen zu den jeweiligen Themenbereichen.

5.1
Entstehungs- und Planungsphase

Sondierungsphase

Kooperationen im Bereich der wissenschaftlichen Weiterbildung entstehen fast ausschließlich durch persönliche Kontakte zwischen HochschullehrerInnen. So war es auch beim Master of business Administration (MBA) an der Universität Oldenburg. Gute persönliche Kontakte zur Universität Wien und gemeinsame fachliche Interessen waren die Grundlage dafür, eine Kooperation anzustreben. Nach einer ersten Sondierungs- und Planungsphase wurde Ausschau nach weiteren Kooperationspartnern gehalten. Aktuell sind die Universitäten Oldenburg, Wien und Kassel an der Kooperation beteiligt. 

Die Verantwortlichen dieser Kooperation, aber auch alle anderen GesprächspartnerInnen bestätigen, dass die direkte Kommunikation zwischen Personen bzw. den beteiligten Fachbereichen und nicht Absprachen oder Verträge, die auf der Ebene der Universitätsleitung vereinbart werden, ausschlaggebend für das Gelingen einer Kooperation sind. Deutlich wurde, dass Kooperation nicht administrativ verordnet werden kann. Sie muss wachsen und durch persönliches Engagement getragen und weiterentwickelt werden. 

Planungsphase

Ist eine Kooperation vereinbart und die Sondierungsphase abgeschlossen, beginnen die Kooperationspartner mit der konkreten Planung. Die in der Folge anstehenden Aufgaben werden definiert und mit Zielvorgaben versehen. Eine Absichtserklärung, die folgende Bereiche beinhaltet, kann zur Grundlage der weiteren Kooperation werden:

· Erstellung einer Bedarfsanalyse

· Abstimmung der Studieninhalte unter gleichzeitiger Nutzung möglicher Synergieeffekte bei der Durchführung des Lehrangebots

· Erstellung abgestimmter Zulassung-, Studien-  und Prüfungsordnungen

· Erstellung eines gemeinsamen Akkreditierungsantrages der beteiligten Hochschulen

· Absprachen über Marketing, Werbung und gemeinsame Außendarstellung

· Erstellung eines Finanzplanes

· Absprachen über Leitung, Koordination und Verteilung der Aufgaben, die bei der weiteren Planung und Durchführung des Studiengangs anstehen.

Schon in dieser Phase wird i.d.R. deutlich, wie die Verantwortlichkeit in der Kooperation verteilt werden soll. In den Gesprächen zeigten sich folgende Varianten:

1. Die Verantwortung liegt ausschließlich bei einer Hochschule. Der andere Kooperationspartner ist insofern nur Nehmer, als er z.B. ein oder mehrere Module kauft oder tauscht und damit sein eigenes Angebot erweitert.

2. Die Verantwortung wird zwischen den Kooperationspartnern aufgeteilt. Je nach vorhandenen finanziellen und personellen Ressourcen werden die Aufgabenbereiche verteilt und  eigenverantwortlich bearbeitet. Dieses Modell wird angewendet, wenn zwei oder mehr Hochschulen gemeinsam einen Studiengang entwickeln und durchführen.

3. Die Aufgabenbereiche und damit auch die Verantwortung werden zwischen den Kooperationspartnern aufgeteilt. Zusätzlich wird jedoch eine Person bestimmt, die die Koordination übernimmt. Die Koordination gewährleistet, dass die jeweiligen Arbeitsaufträge  erledigt werden, die Verwendung der finanziellen Mittel überwacht und der verabredete Zeitplan eingehalten wird. Diese Variante ist in der Praxis zu finden, wenn mehrere Hochschulen oder Hochschulen und andere Bildungsträger beteiligt sind. Eine andere Variante ist, dass jede Hochschule einen Hauptverantwortlichen benennt. Diese Person koordiniert die Aufgabenbereiche in der eigenen Hochschule. Darüber hinaus bilden die Hauptverantwortlichen häufig eine Arbeits- oder Steuerungsgruppe, die die Interessen und Anforderungen der eigenen Hochschule in gemeinsamen Arbeitssitzungen einbringt und vertritt.

Daneben gibt es eine Vielzahl von Varianten bzw. Mischformen, die sich jeweils aus den konkreten Kooperationszusammenhängen ergeben. 

Bei der Sichtung der Verträge und Vereinbarungen zu Kooperationen findet sich häufig zu Beginn des Vertrages ein allgemein gehaltener Teil als eine Art Präambel wieder. Im Anschluss an eine solche Präambel werden in zahlreichen Verträgen spezifische Aspekte der Kooperation, insbesondere in der Planungsphase aufgeführt.

Allgemeiner Einführungsteil als Präambel:

Das Ziel der Zusammenarbeit ist zum einen der Aufbau einer Verbundstruktur zur gemeinsamen Vermarktung Wissenschaftlicher Weiterbildung, zum anderen die kontinuierliche Weiterentwicklung des bestehenden Angebotes der einzelnen Partner unter dem Aspekt der Synchronisierung und Standardisierung der Angebotsformen (Module, Master-Programme) und Angebotsmodalitäten (Satzungen). 

Speziell ausgewählte Aspekte, bei denen bei der zukünftigen Kooperation der Schwerpunkt in der Zusammenarbeit liegen soll, werden an die Präambel in unterschiedlicher Intensität und verschiedenen Variationen angefügt. Hier  eine nicht abschließende Aufzählung von Beispielen: 

 Spezielle zukünftige Schwerpunktsetzung:

· Aufbau des Verbundes mit Hilfe eines Kooperationsmodells 

· Einbringung von ausgewählten, bereits entwickelten Modulen aus Studiengängen zur Wissenschaftlichen Weiterbildung der jeweiligen Hochschule in den Verbund 

· Standardisierung der Module 

· Organisation und Durchführung des Modulprogramms

· Erarbeitung eines Beratungs- und Betreuungskonzeptes 

· Erarbeitung eines gemeinsamen Finanzierungskonzeptes 

· Verwaltung und Abrechnung der zugewiesenen Mittel.

· Erarbeitung eines gemeinsamen Marketingkonzeptes 

· Durchführung der Öffentlichkeitsarbeit 

· Erarbeitung eines Modells zur Verstetigung des Angebotes und eines guten Transfersystems 

· Erarbeitung eines Modells zur Zertifikats- und Zeugnisvergabe 

· Erarbeitung eines Modells zur Akkumulation von Leistungspunkten 

· Bereitstellung der Infrastruktur der eigenen Hochschule 

· Alle Parteien tragen zu gleichen Anteilen zur Curriculumsentwicklung bei

Eine Besonderheit ergibt sich, wenn sich die Kooperationspartner eng aneinander binden wollen, wie bei einem gemeinsam durchgeführten Studiengang und darauf basierend gegenüber ihrer Zielgruppe und anderweitigen Vertragspartnern einheitlich auftreten möchten.

 Besonderheit bei einem Kooperationsverbund:

Der Kooperationsverbund trägt den Namen ________. Durch die Verwendung des Verbundnamens und des Verbundlogos verdeutlichen alle an der Kooperation Beteiligten ihre Zugehörigkeit und ihr Einverständnis mit den gemeinsamen Zielen.

Vermarktung

Um einen weiterbildenden Studiengang am Markt zu platzieren und erfolgreich durchführen zu können, sollte vorab der Markt analysiert und der Bedarf erkundet werden. Dies ist im MBA-Studiengang geschehen. Es gab im Vorfeld eine Untersuchung, die den Bedarf feststellen sollte sowie Gespräche mit ExpertInnen aus Landesverbänden, Instituten und anderen Bildungsträgern. Bei der Entwicklung des Curriculums wurden diese ExpertInnen mit eingebunden. Die Einbindung hat sich nicht nur bei der Abstimmung der Studieninhalte bewährt, sondern war auch für die spätere Werbung, Vermarktung und TeilnehmerInnengewinnung hilfreich.

Die Auswertung der Interviews hat gezeigt, dass die Vermarktung der in Kooperation durchgeführten Studiengänge in der Regel eigenständig durch die beteiligten Kooperationspartner erfolgt. Jede Hochschule hat eine eigene Webseite und/oder Flyer und platziert ihr Angebot in der regionalen und überregionalen Presse, um für das Angebot zu werben. Auf die Kooperation bzw. Leistungen der anderen Kooperationspartner wird gesondert (per Link) hingewiesen. Dies scheint bei punktuellen Kooperationen (etwa beim Austausch von Modulen) eine pragmatische und auch ausreichende Vorgehensweise zu sein.

Wird ein Studiengang jedoch gemeinsam entwickelt und durchführt, sind die Anforderungen an eine gemeinsame Außendarstellung größer. Die Entwicklung einer gemeinsamen Webseite, eines gemeinsamen Logos und eines abgestimmten Verfahrens für die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit sollten von vorneherein mitbedacht werden.

Gerade in der Entstehungs- und Planungsphase ist zu berücksichtigen, dass beim Start eines neuen Studienganges die Werbung frühzeitig beginnen muss. Zu diesem Zeitpunkt ist häufig aber noch nicht alles im Details geklärt bzw. ist die Planung noch nicht komplett abgeschlossen. Beispielsweise sind die Ordnungen noch nicht beschlossen oder die Akkreditierung ist noch nicht abgeschlossen. In dieser Phase befindet man sich gewissermaßen in einem Dilemma. Einerseits muss die Werbung frühzeitig beginnen um ausreichend Interessierte für einen Studiengang zu gewinnen, andererseits kann noch nicht zu allen Punkten eine definitive und verbindliche Aussage gemacht werden.  Dieser Konflikt lässt sich gerade bei Angeboten, die neu am Markt platziert werden, nicht vermeiden, stellt aber eine große Herausforderung für die Studiengangsverantwortlichen dar, wenn es um die Beratung und Information potentieller TeilnehmerInnen geht.

Handlungsempfehlungen:

( In der Planungsphase gemeinsam eine klare Ziel- und Aufgabenplanung entwickeln die eine gute  

    Basis für die weitere Zusammenarbeit gewährleistet. 

( Um die Verbindlichkeit zu erhöhen, gemeinsam getroffene Absprachen in einer Absichtserklärung 

    festgehalten.

( Ansprechpartner bzw. Verantwortliche benennen, insbesondere wenn mehrere Kooperationspartner   

    vorhanden sind, um die Kommunikation zu vereinfachen und einen reibungslosen Ablauf aller 

    Prozesse und Aufgaben zu gewährleisten.

( Erhebung des Bedarfs, Prüfung des Marktsegments und Bewertung potentieller Mitbewerber, um 

    sowohl verlässliche Planungsdaten zu gewinnen als auch Kontakte zu potentiellen Kunden und 

    externen Multiplikatoren aufzubauen.

5.2 Ordnungen

Bei der Erstellung der Zulassungs,- Studien- und Prüfungsordnungen sind im Vergleich zu den Ordnungen grundständiger Studiengänge spezifische Aspekte zu beachten, die im Folgenden näher beschrieben werden. 

5.2.1 Zulassungsordnung

Bei der Frage der Zulassungsordnung lassen sich im Grunde nur zwei Varianten finden:

1. Kooperationspartner gründen einen neuen weiterbildenden Studiengang, dann wird auch eine neue Zulassungsordnung benötigt.

2. Es werden einzelne Module an verschiedenen Universitäten studiert. Dann gelten die jeweiligen Zulassungsordnungen der Hochschulen, an der die Studierenden eingeschrieben sind.

Bei den Zulassungsordnungen der Kooperationspartner ist zu beachten, dass bei den angebotenen Weiterbildungsstudiengängen die geforderten Zugangsvoraussetzungen einheitlich sind. Wird z. B. in der einen Hochschule eine zweijährige Berufstätigkeit vorrausgesetzt, beim Kooperationspartner jedoch nur ein Jahr, kann es zu einer Abwanderung der Studierenden zu dem Anbieter mit der kürzesten Berufstätigkeit kommen. Darüber hinaus ist zu prüfen, welche Möglichkeiten der Anrechnung es für Praktika, nachgewiesene Berufstätigkeit aus anderen Bereichen etc. gibt.

Über die Anerkennung von Vorleistungen, die beispielsweise an anderen Universitäten erworben wurden, entscheidet der Zulassungsausschuss. Es handelt sich hierbei immer um Einzelfälle, über die eine Gleichwertigkeitsentscheidung getroffen werden muss. Da es sich um Ermessensentscheidungen handelt, wäre es sehr sinnvoll, den zu entscheidenden Personen einen Entscheidungshilfe im Sinne von ’Standards bezüglich der Anforderungen für den Hochschulzugang’ zur Verfügung zu stellen. Andere fachrelevante Vorleistungen im Sinne von ‚prior learning’ werden zur Zeit noch nicht anerkannt. Vor dem Hintergrund der Bologna-Erklärung wäre eine breitere Anerkennung von Vorleistungen, um die Hochschulen für neue Zielgruppen zu öffnen, wünschenswert.

In der Zulassungsordnung sind auch die Studiengebühren geregelt. Wie bei den Zulassungsvoraussetzungen sollte darauf geachtet werden, dass die Gebühren bei den beteiligten Kooperationspartnern gleich hoch sind. Verlangt eine Hochschule eine Verwaltungsgebühr, die andere aber nicht, entsteht eine Konkurrenzsituation mit der Folge, dass sich Studieninteressierte eher bei der Hochschule mit der für sie günstigeren Bedingungen einschreiben. Weiterbildende Studiengänge unterliegen anderen wirtschaftlichen Bedingungen als grundständige Studiengänge. Sie müssen marktfähig sein, sich ganz oder teilweise selbst finanzieren. Steigen die Kosten oder verändern sich die Einschreibungszahlen muss unter Umständen die Studiengebühr modifiziert bzw. angepasst werden. Vor diesem Hintergrund ist es sinnvoll, die Zulassungsordnung in bezug auf Studiengebühren möglichst offen zu formulieren. Auch aus der Sicht der Vermarktung ist dies zu empfehlen, etwa um in bestimmten Situationen flexibel reagieren zu können, z.B. wenn ein Unternehmen mehrere TeilnehmerInnen  stellen und daher einen Rabatt aushandeln möchte.

Kostenpflichtige weiterbildende Studiengänge müssen sich am Markt orientieren und stehen in Konkurrenz zu Angeboten anderer Studiengänge. Kundenorientierte Rahmenbedingungen sind Voraussetzung, um eine ausreichende Anzahl Studierender zu gewinnen. Hierauf hat der Oldenburger MBA-Studiengang insofern reagiert, als dass in der Zugangsordnung die Möglichkeit einer Ratenzahlung festgeschrieben ist. Eine Erstattung von Gebühren ist generell nicht möglich, es gibt jedoch die Ausnahme, auf Antrag einmalig einen Betrag von 300 Euro erstattet zu bekommen, wenn ein Modul nicht abgeschlossen wurde. Ist mit dem Studium eines Modul nicht begonnen worden und ist die Nichtteilnahme unverschuldet, kann auf Antrag die Gebühr ebenfalls erstattet werden. Berücksichtigt man die Höhe der Kosten für ein weiterbildendes Studium und die Situation der Studierenden (i.d.R. Erwerbstätige mit knappem Zeitbudget und vielfältigen Verpflichtungen), sind solche Regelungen im Sinne einer Kundenorientierung äußerst empfehlenswert und können einen entscheidenden Wettbewerbs-

vorteil darstellen.

Des weiteren sollte bei einer Kapazitätsbeschränkung der Studienplätze, als auch  bei den Verfahren für die Bewerberauswahl eine Absprache zwischen den Kooperationspartnern erfolgen.

Bei der Durchsicht zahlreicher Zulassungsordnungen kooperierender Hochschulen haben sich neben allgemein bekannten Regelungen nachfolgende, speziell für Kooperationen formulierte Aspekte, herauskristallisiert:

Aufnahmekapazität:

· Beide Hochschulen vereinbaren, die Höchstzulassungszahl je Studienbeginnzeitpunkt auf 


___ Studierende zu beschränken. Über die Mindestteilnehmerzahl entscheidet jede Hochschule    


selbst.

· Die Aufnahmekapazität  für den gemeinsamen Bachelor legt zunächst die FH _______ fest. Für den aufbauenden Studienteil zur Erreichung des Master-Grades wird die Universität ____________________ die Aufnahmekapazität festlegen.

Bewerberauswahl:


Die Bewerberauswahl wird durch ein zwischen den Hochschulen abgestimmtes Verfahren 


geregelt.

Studiengebühren:

 Beide Hochschulen vereinbaren, Studiengebühren an beiden Hochschulen in der gleichen Höhe zu   

 erheben. Die Höhe der Studiengebühr wird zwischen den Hochschulen für jedes Jahr neu 

 verabredet.

Studien- und Prüfungsordnungen:

 Es werden abgestimmte Studien- und Prüfungsordnungen unter Berücksichtigung der 

 Rahmenordnung beider Hochschulen erstellt.

Immatrikulation: 

· Die Studierenden mit allgemeiner Hochschulzugangsberechtigung oder mit Zugangsberechtigung zum Fachhochschulstudium werden bis zur Erreichung des Bachelor-Abschlusses im gemeinsamen Studiengang an der Fachhochschule ______________immatrikuliert, ab dem Masterstudium an der Universität. 

· Studierende der gemeinsamen Studiengänge haben an der Hochschule, an der sie nicht immatrikuliert sind, Gasthörerstatus.
 

· Angestrebt wird eine Doppelimmatrikulation der Studierenden des Kooperationsstudiengangs ___________________. Solange die rechtlichen Voraussetzungen dafür nicht gegeben sind, erfolgt  die Immatrikulation nach Wahl der Studierenden in _______ oder _______. Zwischen den Immatrikulationsämtern findet in jedem Semester ein Datenaustausch statt. Statistisch werden die Studierenden an beiden Universitäten ausgewiesen.

Anrechnung von immatrikulierten Studierenden:

   Anrechnung von Studierendenzahlen: Die für den gemeinsamen Studiengang _________eingeschriebenen Studierenden werden dem Fachbereich ___________ der Universität_____________ und dem Fachbereich ___________ der Universität_____________ im Verhältnis __:__ zugerechnet.

5.2.2
Studienordnung

Die Gestaltung der Studienordnung sollte analog zur Zulassungsordnung geschehen. Generell gilt auch hier, dass die Inhalte auf die Bedarfe der Teilnehmenden auszurichten sind. Um Gestaltungsspielräume zu eröffnen ist es daher sinnvoll, möglichst wenig Details festzuschreiben und Redewendungen wie „oder“ bzw. „i.d.R.“ zu verwenden. 

Bei der Gestaltung der Studienordnung, gerade bei Studiengängen mit beschränkter TeilnehmerInnenzahl, kommt es den Studierenden entgegen, wenn die Universitäten einen wechselseitigen Studienanfang vereinbaren. Damit haben die Studierenden die Möglichkeit einer halbjährigen Studienaufnahme,

je nachdem, für welchen Studienort sie sich entscheiden.

Eine solche Regelung kann beispielsweise so formuliert werden:

  In den Studienordnungen wird festgehalten, dass der ___-semestrige Weiterbildungsstudiengang ____________________ an der Hochschule X jeweils zum Sommersemester, an der Hochschule Y zum Wintersemester beginnt.

5.2.3
Prüfungsordnung

Auch bei der Erstellung der Prüfungsordnung ist es notwendig,  die spezifische Zielgruppe im Blick zu behalten. Für die in einem weiterbildenden Studiengang Eingeschriebenen kann die Anerkennung von Vorleistungen für den Abschluss von großer Bedeutung sein. Im MBA-Studiengang gibt es daher die Regelung, dass Studienzeiten und Prüfungsleisten im selben Studiengang, oder in einem anderen Studiengang (nach Feststellung der Gleichwertigkeit) an einer anderen Universität oder gleichgestellten Hochschule mit maximal 60 Kreditpunkten anerkannt werden. 

Zur Anerkennung anderer Vorleistungen bzw. Vorerfahrungen legt die Prüfungsordnung des MBA-Studiengangs fest: „Kreditpunkte können in für den Studiengang einschlägigen Themengebieten auch in von der Universität im Rahmen von Kooperationsvereinbarungen anerkannten Einrichtungen oder durch Zertifizierung von entsprechenden Vorerfahrungen (credits for prior learning and experience) erworben werden. Die Anrechnung von außerhalb der Hochschule erbrachten Vorleistungen kann bis zu einem Umfang von in der Summe 30 Kreditpunkten erfolgen.“
 Insgesamt ist die Anerkennung von Vorleistungen auf 60 Kreditpunkte beschränkt.

Die Erstellung der unterschiedlichen Ordnungen ist häufig ein langwieriger Aushandlungsprozess mit den Verwaltungen der Hochschulen, da sich die Zulassungs,- Studien- und Prüfungsordnungen in bestimmten Bereichen (Finanzierung, Anrechnung von Vorleistungen etc.) weitestgehend von Ordnungen grundständiger Studiengänge unterscheiden. Erschwert wird diese Situation besonders, wenn Hochschulen mehrerer Bundesländer an einer Kooperation beteiligt sind  und einheitliche Regelungen für die Ordnungen gefunden werden müssen.

Die verschiedenen Prüfungsordnungen im Rahmen von Kooperationen weisen nachfolgende 

Besonderheiten zu Prüfungsordnungen, die nicht im Zusammenhang mit einer Kooperation stehen, 

auf:

Prüfer:

 Mit ihrer Zustimmung können Mitglieder des Lehrkörpers der kooperierenden Hochschulen zu 

 Prüfern oder Prüfungsbeisitzern der anderen Hochschule berufen werden, insbesondere dann, wenn  

 die Prüfungen in einem Kooperationsstudiengang abgehalten werden.

Prüfungsanrechnung:

· Die Hochschulen vereinbaren, dass die erbrachten Studien- und Prüfungsleistungen gegenseitig anerkannt werden.

· Die beiden Hochschulen anerkennen die jeweils geltenden Credit-Vergaben; Die Hochschule X vergibt danach 5 Credits bzw. ein Vielfaches von 5 pro Modul, die Hochschule Y 6 bzw. 3 Credits.

· Die beteiligten Fakultäten eröffnen den Studierenden der jeweils anderen Universität im Rahmen der jeweiligen Prüfungsordnung die Möglichkeit zur Wahl von Wahlpflichtfächern, die im Studiengang der Fakultät der anderen Universität angeboten werden.

Doppelabschluss:

 Der Kooperationsstudiengang soll von Beginn an gemeinsam von allen Fachbereichen/Fakultäten  

 betrieben und ein Doppelabschluss mit dem ausländischen Fachbereich vergeben werden.

Vergabe von Hochschulgraden:

 Die Hochschulgrade werden von beiden beteiligten Fachbereichen verliehen. Das Zeugnis wird 

 von beiden Hochschulen gesiegelt.

Geltung von prüfungsrechtlichen Entscheidungen:

 Prüfungsrechtliche Entscheidungen gelten wechselseitig, dies gilt auch für den Verlust des 

 Prüfungsanspruchs.

Handlungsempfehlungen:

( Die Zulassungsvoraussetzungen sollten bei allen beteiligten Hochschulen gleich sein.

( Formulierungen in den Ordnungen so offen wie möglich gestalten, um flexibel auf Veränderungen 

    reagieren zu können.

( Wettbewerbsvorteile durch kundenorientierte Rahmenbedingungen sichern.

( Einheitliche Regelungen für Zulassungs,- Studien- und Prüfungsordnungen der unterschiedlichen 

    Bundesländer schaffen.

5.3 
Organisation 

Wie bereits weiter oben beschrieben, finden sich bei weiterbildenden Studiengängen, die in 

Kooperation durchgeführt werden, unterschiedlichste Organisationsformen. Im Folgenden soll die Organisation von Hochschulen, die miteinander kooperieren, von internationalen Kooperationen und von Kooperationen zwischen Hochschulen und anderen Bildungsträgern exemplarisch beschrieben  werden.

Kooperation zwischen Hochschulen

Beim Studiengang Bildungsmanagement (MBA) ist die Universität Oldenburg allein verantwortlich für die Organisation und Durchführung des kompletten Studiengangs. Da die Verantwortung für den Studiengang ausschließlich bei der Universität Oldenburg liegt, wurde hier u.a. das Curriculum entwickelt, es wurden die Ordnungen erstellt, die DozentInnenen gewonnen, die virtuelle Lernplattform konzipiert und die Arbeits- und Lernmaterialien entworfen. Alle administrativen Vorgänge werden in der Universität Oldenburg abgewickelt. Es gibt einen Beauftragten, der für die gesamte Organisation und Durchführung des Studiengangs zuständig ist und damit auch als Ansprechpartner für die Universitäten Wien und Kassel zur Verfügung steht.

Durch die Nutzung einer virtuellen Lernplattform haben die Studierenden die Möglichkeit, die einzelnen Module ortsunabhängig zu absolvieren. Darüber hinaus sind in jedem Modul zwei Präsenzphasen vorgesehen, die sowohl in Oldenburg als auch in Wien durchgeführt werden. Im Rahmen der Kooperation mit dem Studiengang „Higher Education“ der Universität Kassel können MBA-Studierende der Universität Oldenburg Module in Kassel studieren, die sie voll auf ihr Studium angerechnet bekommen. Insgesamt können bis zu 30 ECTS-Punkte angerechnet werden. 
 

Für die Werbung vor Ort sind alle beteiligten Kooperationshochschulen zuständig.

Bei diesem Praxisbeispiel handelt es sich um eine Kooperation auf zwei Ebenen. Auf der einen Ebene stellt die Universität Oldenburg ein Angebot zur Verfügung, mit dem die Universität Wien als „Nehmerin“ ihr eigenes Angebot erweitert. Auf der anderen Ebene wird das Angebot der Universität Oldenburg durch die Möglichkeit, absolvierte Module der Universität Kassel anzuerkennen, ergänzt.

Internationale Kooperation

Beim MDE, dem online Master of Distance Education
 der Universität Oldenburg in Kooperation mit der University of Maryland hingegen wird die Kursentwicklung und die Qualitätssicherung zwischen den beiden Instituten abgestimmt. Die Universität Maryland ist jedoch alleiniger Anbieter des Studienabschlusses. Administrative Vorgänge wie Zulassung, Einschreibung, Kursbelegung und Abrechnung der Studiengebühren werden von ihr übernommen. Ebenso übernimmt sie Serviceleistungen wie Studienberatung, Bibliotheksdienste, die Bereitstellung der technischen Infrastruktur und des Lern- und Content-Management-Systems. Durch das Einbringen von Teilleistungen in das Studienprogramm fungiert die Universität Oldenburg als Sub-Unternehmer.

Eine gemeinsame inhaltliche Entwicklung und auch eine gemeinsame Planung der Organisation und Durchführung liegt dem Studiengang “Master of Science in Environmental Technology“
, einem weiteren Beispiel für internationale Kooperation, zugrunde. Neben der Fachhochschule Oldenburg/Ostfriesland/Wilhelmshaven sind fünf weitere europäische Hochschulen an diesem Verbund beteiligt. Um ein gemeinsames Angebot zu entwickeln, waren in der Vorlaufphase entsprechend viele gemeinsame Treffen notwendig. Mittlerweile finden drei gemeinsame Treffen pro Jahr statt, in denen nach wie vor alle wichtigen und aktuellen Angelegenheiten gemeinsam geregelt werden. Darüber hinaus hat sich die Organisation des Studienganges weiter ausdifferenziert. Die Bearbeitung zentraler Bereiche, wie etwa Finanzierung und Zeitmanagement wurde in die Verantwortung bestimmter Personen gestellt. Außerdem gibt es an jeder Hochschule einen Organisator, der sich um die Durchführung und  Organisation vor Ort kümmert und Ansprechpartner für die anderen Kooperationspartner ist. 

Kooperation zwischen Hochschule und anderen Bildungsträgern

Bei der Organisation gemeinsamer Angebote in der wissenschaftlichen Weiterbildung ist die Universität Heidelberg eine Kooperation mit der SRH Hochschulen gGmbH eingegangen und hat damit einen neuen Weg der Kooperation eingeschlagen. 

Ausgangsbasis dieser Kooperation ist, dass beide Partner ihre spezifischen Kernkompetenzen in die Kooperation einbringen. Das bedeutet, die Universität ist für die inhaltliche Entwicklung zuständig. Die wissenschaftliche Leitung liegt bei den ProfessorInnen der Universität. Außerdem stellt sie Teilnahmebestätigungen und Zertifikate aus. Die SRH, deren Kernkompetenz in der Organisation und im Management liegt, ist verantwortlich für Marketing, Vertrieb, TeilnehmerInnen-, DozentInnen- und Veranstaltungsmanagement sowie für die finanzielle Abwicklung der Programme und Rechnungslegung. Sie ist gleichzeitig Rechtsträgerin der Programme.

Die Ausgliederung von Weiterbildungsaktivitäten an Vereine oder Akademien erfolgt häufig mit der Zielsetzung, größere Handlungsspielräume im Bereich der Vermarktung und der organisatorischen Abwicklung zu schaffen. Zu beachten ist jedoch, dass hierbei die inhaltliche Verantwortung für die Weiterbildung und die Verknüpfung zwischen Erstausbildung und wissenschaftlicher Weiterbildung bei den Hochschulen bleibt. Vorteilhaft ist bei diesem Modell, dass das Marketing und das Management professionell durchgeführt werden können. 

Die Praxis bei der Organisation und Durchführung weiterbildender Studiengänge hat gezeigt, dass zwei Faktoren unerlässlich sind: klare Aufgabenverteilung und Verlässlichkeit bezüglich der Absprachen. Vor diesem Hintergrund verwundert es nicht, dass zwei Organisationsmodelle am häufigsten anzutreffen sind:

Modell A

Im Rahmen einer Kooperation übernimmt eine Hochschule die Federführung. Häufig bedeutet dies, dass entweder alle Aufgaben von einer Hochschule wahrgenommen werden oder aber, dass eine Hochschule die zentrale Organisation übernimmt, die beteiligten Kooperationshochschulen lediglich einzelne, genau definierte Aufgaben zu verantworten haben. 

Modell B

Alle Aufgabenbereiche werden arbeitsteilig, orientiert an den Kernkompetenzen der beteiligten Kooperationspartner, aufgeteilt. Damit dieses Modell den gewünschten Erfolg bringt, sind detaillierte Absprachen, absolute Verlässlichkeit und personelle Kontinuität Voraussetzung. 

Grundsätzlich bestätigten alle InterviepartnerInnen, dass präzise Absprachen und Verbindlichkeit bei der Übernahme von Aufgaben zentrale Voraussetzungen für das Gelingen von Kooperationen sind. Diese Aussage wurde allerdings von einigen insofern eingeschränkt, als auch Situationen denkbar sind, in denen das Motto „Je weniger regelt ist, desto besser“, praktikabler ist. Eine solche Situation ist z.B. dann gegeben, wenn die beteiligten Personen effektiv und vertrauensvoll zusammen arbeiten. In diesem Fall können Entscheidungen flexibel und auf kurzem Wege getroffen werden, ohne auf Verträge etc. Rücksicht nehmen zu müssen.

Die Praxis hat jedoch auch gezeigt, dass gerade bei Beteiligung mehrerer Kooperationspartner schriftlich fixierte Absprachen oder Verträge hilfreich sind. Wenn Universitäten ihre Schwerpunkte verändern, personelle Ressourcen  nicht mehr wie geplant zur Verfügung stehen, oder ProfessorInnen, die persönlich einen großen Teil der Verantwortung getragen haben, sich beruflich verändern, ist die Gefahr groß, dass die einmal verabredete Organisationsstruktur nicht mehr tragfähig ist. 

In diesem Zusammenhang wurde häufig auf das Problem hingewiesen, KollegInnen aus der eigenen Hochschule für die Mitarbeit in einen weiterbildenden Studiengang zu motivieren. Erklärungen hierfür waren, dass die Bereitschaft fehlt, sich auf etwas Neues einzulassen, dass Mehrarbeit befürchtet wird und dass die niedrige Vergütung durch Lehraufträge nicht reizvoll ist. Hier müssen (hochschulinterne) Anreizsysteme geschaffen werden, um mehr Lehrende in die Entwicklung und Durchführung von weiterbildenden Studiengängen einzubinden.

Ein weiteres Problem bei Kooperationen ist, Sachverhalte, auf die sich die beteiligten Partner verständigt haben, mit den Verwaltungen vor Ort abzustimmen. So berichtet ein Gesprächspartner eines internationalen Kooperationsverbundes, dass beispielsweise genau festgelegt worden ist, nach welchen Vorgaben Zeugnisse zu gestalten sind. Bis heute konnte die Verwaltung einer beteiligten Hochschule nicht davon überzeugt werden, die gemeinsam getroffene Absprache zu übernehmen.

Vor diesen Hintergründen ist nachvollziehbar, dass in der Praxis häufig von dem Anspruch der gemeinsamen Organisation abgerückt wird und eine Hochschule im Laufe der Zeit weitestgehend die Vorantwortung für die Durchführung eines kooperativen Studiengangs übernimmt. 

Wenn, wie prognostiziert, die Nachfrage nach wissenschaftlicher Weiterbildung zukünftig steigen wird, stehen die Hochschulen vor der Herausforderung, eine professionelle Organisationsstruktur aufzubauen. Dies geschieht auch schon in unterschiedlicher Weise, wie etwa beim MBA-Studiengang der Universität Oldenburg, aber auch an anderen Hochschulen, wo eine Koordinationsstelle für Beratung und Organisation in den jeweiligen Fachbereichen eingerichtet worden ist. Diese befristeten Stellen werden i.d.R. aus Drittmitteln finanziert, die als Anschubfinanzierung für die weiterbildenden Studiengänge vorhanden sind. Problematisch ist in diesem Zusammenhang, dass Beratung und Organisation Daueraufgaben sind. Um Professionalität und Kontinuität zu gewährleisten, sind feste Stellen notwendig, was wiederum die Frage nach deren Finanzierung aufwirft.

Der Aufbau eines wissenschaftlichen Zentrums für Weiterbildung, eines „Service Centers für weiterbildende Studiengänge“ an Hochschulen, ist gegenwärtig noch Zukunftsmusik, perspektivisch jedoch empfehlenswert. Eine solche Stelle könnte sowohl bei der Planung und Implementierung als auch bei der Organisation und Durchführung weiterbildender Studiengänge umfassend tätig werden. In enger Absprache mit den anbietenden Fachbereichen wären so alle Weiterbildungsaktivitäten gebündelt. Ein Service Center weiterbildender Studiengänge, das durch Kapazitätsverschiebungen in der Universität zu realisieren wäre, kann einerseits Kontinuität, Flexibilität, Professionalität und eine kundenorientierte Infrastruktur beim Management weiterbildender Studiengänge gewährleisten, andererseits zur Profilbildung und Wettbewerbsfähigkeit der Hochschulen beitragen.

Hinsichtlich der Regelungen im organisatorischen Bereich einer Kooperation zeigt sich, dass detaillierte Regelungen hierüber eher eine Seltenheit sind. In den meisten Fällen wird dieser Bereich nur in groben Zügen umrissen.

 Kooperation  mit einem außeruniversitären Institut:

Der Dekan des Weiterbildungsstudiengangs und der Direktor des Instituts stimmen die organisatorische Behandlung gemeinsam interessierender Fragen miteinander ab; sie können hierfür auch Beauftragte einsetzen. Diese sind im gegenseitigen Einvernehmen zwischen den Kooperationspartnern zu benennen.

 Bei einfachen hochschulischen Kooperationen: 

Die Hochschulen benennen zur Koordination der Zusammenarbeit und deren Fortentwicklung jeweils einen beauftragten Professor, in der Regel einen Prorektor. Darüber hinaus können für bestimmte Kooperationsfelder Programmbeauftragte benannt werden.

Ausnahmen von diesen eher schemenhaften Vorgaben finden sich nur dort, wo ein neuer gemeinsamer Studiengang geschaffen werden soll oder die Kooperation in Verbindung  mit einem Projekt stand oder steht.

 Gemeinsame Kommission bei einem gemeinsamen Studiengang:

Die beteiligten Fakultäten und Fachbereiche bilden eine gemeinsame Kommission gem. § 16 Abs. 2 NHG , die sich wie folgt zusammensetzt:

a) __ Mitglieder der Professorengruppe

b) __ Mitglieder der der Mitarbeitergruppe

c) __ Mitglieder der Studierendengruppe

Von den insgesamt __ Mitgliedern gehören jeweils __ Mitglieder der Universität ________ und __ der Fachhochschule ______________ an. Die Amtszeit beträgt __ Jahre, die der studentischen Mitglieder __ Jahr.

Die Kommission wählt aus ihrer Mitte der Angehörigen der Professorengruppe einen Vor-sitzenden der Kommission. Die Amtszeit beträgt __ Jahre und beginnt jeweils am ______ des entsprechenden Jahres.

Die Kommission tagt mindestens __ mal pro Semester. Der Vorsitzende bzw. dessen Stellvertretung berichtet den zuständigen Kommissionen für Lehre und Studium mindestens __ mal pro Semester.

Die Kommission nimmt bzgl. des gemeinsamen Studiengang folgende Aufgaben wahr:

a) Die für Lehre und Studium zuständigen Mitglieder  der Präsidien können in Bezug auf den gemeinsamen Studiengang der Kommission nach Anhörung des Fakultäts- bzw. des Fachbereichsrates insbesondere folgende Aufgaben übertragen:

      - Sicherstellung des Lehrangebots,

      - Studienberatung,

      - Entwurf von Prüfungs- und Studienordnungen, Verantwortung für die Durchführung der 

        Prüfungen; sie setzt einen gemeinsamen Prüfungsausschuss ein, in dem die beteiligten 

        Hochschulen zahlenmäßig angemessen zu beteiligen sind.

      - Vorschläge zur Änderung oder Aufhebung des Studiengangs

b) Die Kommission ist für die ordnungsgemäße Verwendung der für die Durchführung des Studiengangs zugewiesenen Mittel verantwortlich.

 Koordination von Hochschulen in Verbindung mit einem Projekt:

· Die Vertragspartner verpflichten sich nach Treu und Glauben zusammenzuarbeiten und alles zu unterlassen, was dem Sinn und dem Zweck dieser Kooperationsvereinbarung zuwiderläuft. 

· Die Vertragspartner verpflichten sich zur Durchführung der Aufgaben und Teilaufgaben in aufeinander abgestimmten Aufgabenbereichen. Art und Umfang der abgestimmten Zusammenarbeit ergeben sich aus der gemeinsamen Vorhabensbeschreibung zum Verbundprojekt im Projektantrag, insbesondere aus den Anlagen _____dieses Antrages, einschließlich aller von den Vertragspartnern genehmigten Aktualisierungen. 

· Die Projektkoordination übernimmt die Universität X. Der Koordinator hat insbesondere die Aufgabe, die Arbeiten der einzelnen Vertragspartner sachlich und zeitlich zu koordinieren. Treten Abweichungen vom Gesamtarbeitsplan auf, wird er die Vertragspartner möglichst frühzeitig darauf aufmerksam machen und Maßnahmen zur Überwindung eingetretener Schwierigkeiten vorschlagen. 

· Zur Vertretung der Vertragspartner gegenüber den Projektträgern bezüglich der Aufgaben und Ziele dieser Kooperationsvereinbarung wird die Universität X als Projektleiter bestimmt. Die anderen Vertragspartner sind verpflichtet, den Projektleiter auf Anforderung bei der Erfüllung seiner Aufgaben, insbesondere der Gesamtdokumentation des Projektes und der Berichtslegung gegenüber ______ in geeigneter Weise zu unterstützen. Der Projektleiter ist verpflichtet, die Vertragspartner über seine Aktivitäten in geeigneter Weise zu informieren. 

· Die Vertragspartner verpflichten sich im Sinne des Vertragsgegenstandes alle wichtigen, zum Gesamtverständnis des Projektes notwendigen Daten den anderen Partnern zur Verfügung zu stellen und speziell über Arbeitsmethoden, Lösungswege sowie erreichte Arbeitsergebnisse den erforderlichen Informationsaustausch zu gewährleisten durch:

       - umfassende Mitteilung über aktuellen Arbeitsstand, erzielte Arbeitsergebnisse sowie den        

         Fortgang der Arbeit 

      - Informationsaustausch in gemeinsamen Arbeitssitzungen und Verbundtreffen, welche in 

         regelmäßigen Abständen in Form von Workshops stattfinden, und darüber hinaus über die 

         Nutzung einer gemeinsamen Internetplattform 

      - Austausch von Zwischen- und Abschlussberichten, bzw. Zuarbeit zu Gesamtprojekt-

         berichten. 

· Zur Erstellung der laut Bewilligungsbescheid geforderten Zwischenberichte sowie des Abschlussberichtes sind die Teilberichte seitens der Vertragspartner rechtzeitig entsprechend der vom Koordinator gesetzten Fristen diesem zu übergeben. 

· Zur Sicherung der engen Zusammenarbeit werden die Vertragspartner zu den regelmäßigen Projekttreffen einen kompetenten Mitarbeiter entsenden und sich dafür einsetzen, dass die dort vereinbarten Ziele bzw. Absprachen eingehalten werden. 

· Für die Gewährleistung der wissenschaftlichen Begleitung des Projektes durch das Deutsche Institut für Erwachsenenbildung verpflichten sich die Vertragspartner, diesem die erforderlichen Informationen innerhalb vereinbarter Fristen zur Verfügung zu stellen. 

· In alleiniger Verantwortung unterhält die Universität Y die Kooperationsbeziehungen zur Universität Z. 

· Für die inhaltliche Abwicklung der Kooperation sind auf Seiten der Universität X ________________, auf Seiten der Universität Y __________ primäre Ansprechpartner.

Handlungsempfehlungen:

( Ziele, Aufgaben und Rahmenbedingungen in Bezug auf die Organisation eines weiterbildenden 

    Studiengangs mit allen Kooperationspartnern gemeinsam festlegen und ggf. der Situation 

    entsprechend aktualisieren.

( Studiengangsverantwortliche oder Kooperationsbeauftragte benennen um dadurch gute 

    Kommunikationsstrukturen zu schaffen und Kontinuität zu gewährleisten.

( Bei zahlenmäßig großen Kooperationsverbünden empfiehlt sich die Einsetzung einer 

    Leitungsgruppe, in der wesentliche Inhalte entwickelt und Entscheidungen getroffen werden.

( Hochschulinterne Anreizsysteme zur Einbindung einer größeren Anzahl von Fachbereichen und  

    Lehrenden in die wissenschaftliche Weiterbildung schaffen. 

( Bei der Ausgliederung von Weiterbildungsaktivitäten an Vereine oder Akademien darauf achten, 

    dass die inhaltliche Verantwortung bei den Hochschulen bleibt.

( Um die Stabilität eines Verbundes zu gewährleisten, empfiehlt es sich, Kooperationsvereinbarungen 

    bzw. Kooperationsverträge zu schließen. Flexibles und situatives Agieren sollte dadurch jedoch 

    nicht übermäßig eingeschränkt werden.

( Erstellen gemeinsamer Webseiten und Logos für eine einheitliche Außendarstellung und zur 

    Unterstützung eines gemeinsamen Marketings.

( Aufbau eines wissenschaftlichen Zentrums für Weiterbildung, um die Aktivitäten im Bereich der 

    wissenschaftlichen Weiterbildung einer Hochschule zu bündeln, anfallende Aufgaben professionell 

    zu bearbeiten und Transparenz über alle Angebote der wissenschaftlichen Weiterbildung 

    herzustellen.

5.4 
Finanzierung

Das Teilprojekt 6 des BLK Modellversuchs „Entwicklung von Modellen zur Planung, Implementierung, Management und Evaluation von weiterbildenden Studiengängen in vernetzten Strukturen“ befasst sich mit dem Thema „Kalkulation, Gebühren, Abrechnungsmodelle“. Ziel dieses Teilprojekt ist es, unterschiedliche Finanzierungsmodelle weiterbildender Studiengänge zu beschreiben und neue Finanzierungsmodelle zu entwickeln. Von daher wird es im Folgenden nicht um Finanzierungsmodelle, sondern um Einzelaspekte aus dem Bereich der Finanzierung gehen, die bei der Durchführung weiterbildender Studiengänge, insbesondere wenn es sich um Kooperationsstudiengänge handelt, zu berücksichtigen sind.

Kostenkalkulation

Die Finanzierung weiterbildender Studiengänge erfolgt grundsätzlich über die Erhebung von Teilnahmegebühren. Gerade in der Aufbauphase von weiterbildenden Studiengängen werden diese zum Teil auch durch Drittmittel mitfinanziert, z. B. über EU-Programme oder über die Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung.

Aus den Interviews wurde deutlich, dass die Anbieter weiterbildender Studiengänge eine kostendeckende Kalkulation anstreben. Hierbei handelt es sich i.d.R. jedoch um eine Teilkostenrechnung, in der Kosten für das Personal, das über den Hochschulhaushalt finanziert wird, Raummieten, Nutzung der Infrastruktur und andere Overheadkosten nicht mitkalkuliert werden. Insofern ist ein großer Teil der Anbieter auf eine Haushaltsfinanzierung, die eine Grundausstattung gewährleistet, angewiesen. Wird demgegenüber eine Vollkostenfinanzierung angestrebt, muss diese über die Studiengebühren realisiert werden. Die daraus resultierende Höhe der Studiengebühren kommt aber nur für bestimmte Angebote in Frage. Etwa wenn es sich um Studienangebote im wirtschaftlichen Bereich handelt und Arbeitgeber die Kosten für Teilnehmende aus ihren Unternehmen übernehmen. Nimmt man das breite Spektrum wissenschaftlicher Weiterbildung in den Blick, erscheint derzeit eine Vollkostenrechnung daher nur im Einzelfall für bestimmte Studiengängen praktikabel. 

Interne Leistungsverrechnung

Neben der Erstellung eines Finanzierungsplans muss im Rahmen von Bildungskooperationen auch ein System interner Leistungsverrechnung entwickelt werden, das es ermöglicht, alle Leistungen, die die einzelnen Kooperationspartner erbringen, miteinander zu verrechnen. Diese Angaben sind notwendig für eine fundierte Kostenkalkulation, für die Verteilung der Einnahmen, die Finanzierung der Ausgaben und für das Controlling. Eine geeignete Messgröße kann der Faktor Zeit sein, also die Zeit die aufgewendet wird, um eine definierte Leistung zu erbringen. Die Dauer der Tätigkeit wird hier gemessen und mit einem entsprechenden Wert versehen. Eine andere Messgröße kann das Ergebnis einer Tätigkeit, also ein Produkt sein, wie z.B. die Anzahl korrigierter Klausuren oder die Herstellung von Studienmaterialien. 

Ein ausgefeiltes System der Leistungsverrechung ist uns bei der Sichtung der Praxisbeispiele nicht begegnet. Gängige Praxis ist bisher, dass: 

a) ein Kooperationspartner über alle Einnahmen verfügt und daraus die anfallenden Kosten begleicht, 

b) den beteiligten Hochschulen jeweils die Studiengebühren der bei ihnen eingeschriebenen Studierenden zur Verfügung stehen und autonom entschieden werden kann, wofür diese Einnahmen verwendet werden. 

Ausnahmen bestätigen hier die Regel. So ist es z.B. beim Oldenburger Master of Distance Education so geregelt, dass die Universität Oldenburg für einen klar definierten Leistungsbereich mit einen festgelegten Prozentsatz an der Höhe der Studiengebühren beteiligt ist. 

Sicherungsfond

Die Durchführung weiterbildender Studiengänge ist für Universitäten i.d.R. mit einem finanziellen Risiko verbunden. Dies gilt insbesondere in der gegenwärtigen Situation, in der sich viele Angebote neu am Markt platzieren und ihre Wettbewerbsfähigkeit noch nicht zu abschließend zu beurteilen ist. 

Um mögliche Risiken von Universitäten bei der Durchführung weiterbildender Studiengänge abzuschätzen, reicht eine detaillierte Kostenkalkulation nicht aus. Dass größte finanzielle Risiko besteht darin, dass ein weiterbildender Studiengang mangels Resonanz eingestellt werden muss. In dem Fall haben die eingeschriebenen Studierenden einen Anspruch darauf, ihr Studium abschließen zu können. Dies bedeutet, dass für diese Studierenden ein entsprechendes Angebot weiterhin vorgehalten werden muss, obwohl die kalkulierten Einnahmen nicht mehr zur Verfügung stehen. Aber auch eine zeitweise zu geringe Auslastung oder stark schwankende Studierendenzahlen, stellen ein finanzielles Risiko dar. Als Risikoabsicherung wäre hier ein zentraler Sicherungsfond denkbar, der aus den Einnahmen aller Weiterbildungsstudiengänge einer Hochschule und/oder aus zentralen Mitteln der Hochschulen gespeist wird. Dieses Problem wird zukünftig vermehrt auftreten. Gegenwärtig befinden sich viele Studiengänge noch in der Pilotphase, in der die Kosten für Planung, Entwicklung und Erprobung überwiegend durch Bundes- und Landesförderungen aus Modellversuchsprogrammen finanziert und eine Risikoabsicherung damit gewährleistet ist. Spätestens mit dem Übergang in den Regelbetrieb besteht ein entsprechender Handlungsbedarf.

Finanzierung des Personals

Wissenschaftliche Weiterbildung zählt zu den Kernaufgaben der Hochschulen und ist damit Teil des Hauptamtes von ProfessorInnen, was eine Deputatsverrechnung erlaubt. Darüber hinaus ermöglicht beispielsweise das Niedersächsische Hochschulgesetzt durch § 34.3 bezahlte Lehraufträge in weiterbildenden Studiengängen der eigenen Hochschule. Um die wissenschaftliche Weiterbildung an Hochschulen zu fördern und auszuweiten, muss sie insbesondere auch für Lehrende attraktiver gestaltet werden. Allein durch Deputatsanrechnung oder über einen Honorierung im Rahmen von Lehraufträgen ist ein solcher Anreiz nicht zu realisieren. Für HochschullehrerInnen ist es möglich, eine Nebentätigkeit, die entsprechend vergütet wird,  im Rahmen der wissenschaftlichen Weiterbildung an anderen Hochschulen oder in Unternehmen wahrzunehmen. Vereinzelt ist es daher zur Gründung privater Weiterbildungsunternehmen gekommen, in denen die Weiterbildungsmaßnahmen von HochschullehrerInnen durchgeführt werden, da der finanzielle Anreiz weitaus größer ist. Eine Änderung des Dienstrechtes, dass eine Nebentätigkeit in der Weiterbildung für ProfessorInnen an der eigenen Hochschule erlaubt, unterstützt das Engagement der HochschullehrerInnen, ihre Kompetenzen vor Ort einzubringen. Gerade bei kooperativen Studiengängen könnte dies zu einer stärkeren Verankerung weiterbildender Studiengänge in den Hochschulen und zu einer größeren Kontinuität bei der Durchführung dieser Studiengänge führen.

Neben der privaten Vergütung von DozentInnen ist eine weitere Möglichkeit darin zu sehen, dass Honorareinnahmen einer speziellen Kostenstelle eines Institutes oder einer Fakultät zugewiesen werden. Diese durch Weiterbildungstätigkeiten erwirtschafteten Einnahmen könnten dann wie Drittmittel für den weiteren Ausbau der wissenschaftlichen Weiterbildung, für die Bildung von Rücklagen oder für die Einstellung zusätzlicher MitarbeiterInnen verwendet werden.  

Zu diesen speziellen Gesichtspunkten gibt es in den ausgewerteten Verträgen keine Angaben. Es ist jedoch davon auszugehen, dass bei schwer zu handhabenden  Kooperationen, in denen Geldmittel eine entscheidende Rolle spielen, zusätzlich nicht öffentliche Vereinbarungen getroffen worden sind.

Dennoch lassen sich hier ein paar allgemeine finanzielle Aspekte in den verschiedenen Verträgen wieder finden.

Kostenverteilung:

· Die für die Durchführung des Studiengangs entstanden Kosten trägt jede Hochschule selbst. Die jeweils erzielten Einnahmen aus den von den Studierenden gezahlten Studiengebühren verbleiben bei der Hochschule, bei der die Studierenden eingeschrieben sind.

· Über die Aufteilung der den Hochschulen zusätzlich zur Verfügung gestellten Fördermittel wird eine gesonderte Vereinbarung von den Präsidenten der Hochschulen geschlossen.

Nutzung von Einrichtungen:

· Die erforderlichen Einrichtungen werden, soweit vorhanden und zur Erfüllung der Lehre erforderlich, der anderen Hochschule kostenlos zur Verfügung gestellt.

· Die Universität und das Institut gestatten sich gegenseitig die Benutzung ihrer Einrichtungen und Arbeitsmittel im Rahmen der jeweils geltenden Vorschriften soweit dadurch die eigenen Aufgaben nicht beeinträchtigt werden. Soweit nicht im Einzelfall Abweichendes vereinbart wird, tragen beide Partner im Verhältnis zueinander die Kosten für die von ihnen im Rahmen der Zusammenarbeit übernommenen Leistungen, wobei eine Gleichwertigkeit der beiderseitigen Leistungen anzustreben ist.

· Es wird die gegenseitige Nutzung mobiler und immobiler Infrastrukturen (z. B. technische Ausstattung wie Videokameras, Server und Räume) und sonstiger Einrichtungen, soweit freie Kapazitäten bestehen, vereinbart.

· Die beiden Kooperationspartner vereinbaren eine enge Zusammenarbeit im Bibliothekswesen und gestatten sich gegenseitig die Nutzung der jeweiligen anderen Bibliothek.

· Des Weiteren stimmen die Kooperationspartner die Erwerbung und den Aufbau ihrer Bestände ab. Teure Doppelanschaffungen sollen im Interesse eines effizienten Mitteleinsatzes vermieden werden. Kosten sind von den Bibliotheken zu tragen, in der sie anfallen.

· Bei Hochschulkooperationen: Die an einer der kooperierenden Hochschulen eingeschriebenen Studierenden haben jeweils das Recht, die Bibliothek und die sonstigen Einrichtungen der anderen Hochschule zu den für deren Studierende geltenden Bedingungen zu benutzen. Desweiteren wird darauf hingewirkt, dass die Benutzungsrechte auch auf die Einrichtungen der Studentenwerke ausgedehnt werden.

Verteilung von Drittmitteln:

Drittmittelaufkommen bei einem gemeinsamen Kooperationsstudiengang: Drittmittel, die für den gemeinsamen Studiengang insgesamt eingeworben werden, sollen im Verhältnis __:__ im Rahmen der jeweiligen leistungsindikatorengesteuerten Mittelverteilung der Universität ___________ und der Universität _________________ zugunsten der Fachbereiche berücksichtigt werden.

Handlungsempfehlung:

( Fundierte Kostenkalkulation und Controllingsystem erstellen.

( System zur Verrechnung von Leistungen entwickeln.

( Bildung von Rücklagen um Einnahmeausfälle zu kompensieren.

( Einrichtung eines Sicherungsfonds.

( Haushalts- , arbeits- und dienstrechtliche Hemmnisse innerhalb der Hochschulen abbauen.

( Um weitere Anreize  für den Ausbau (kooperativer) weiterbildender Studiengänge zu schaffen, 

    sollten erzielte Einnahmen wieder direkt in die wissenschaftliche Weiterbildung einfließen.

5.5
 Qualitätsmanagement

Die Universitäten als Träger wissenschaftlicher Weiterbildung sind einem zunehmendem Wettbewerb ausgesetzt. Bei der Entscheidung für ein weiterbildendes Studium haben Studieninteressierte zum einen die Möglichkeit des direkten Qualitätsvergleichs, zum anderen sind sie aufgrund von E-Learning oder Blended-Learning Angeboten nicht auf einen Studienplatz in unmittelbarer Nähe ihres Wohnortes angewiesen. Die Folge ist, dass die Ansprüche von potentiellen Studierenden steigen.

Studieninteressierte, die sich für ein weiterbildendes Studium entscheiden, sind in der Regel berufstätig. Sie investieren einen Teil ihres knapp bemessenen Zeitbudgets und ein unterschiedlich hohes finanzielles Budget in das Studium und erwarten daher exzellente Inhalte und reibungslose Organisation. Für die Hochschulen bedeutet dies, ein zielgruppenorientiertes und bedarfsgerechtes Angebot zu konzipieren, das hochwertige Inhalte und einen optimalen organisatorischen Ablauf gewährleistet. Dabei sind die Anforderungen an Studiengänge, die in Kooperation durchgeführt werden noch um einiges größer, da alle Beteiligten den gleichen Qualitätsstandard vorhalten müssen.

Qualität ist als ein dynamischer Prozess zu verstehen, der sowohl die Qualitätsentwicklung als auch die Qualitätssicherung beinhaltet. Instrumente, mit denen eine Qualitätsstrategie umgesetzt werden kann, sind u.a. Akkreditierung und Evaluation. 

Bisher ist nur ein Teil der weiterbildenden Studiengänge akkreditiert. Die Nachfrage nach Akkreditierung dieser Studiengänge nimmt jedoch, besonders vor dem Hintergrund zunehmender Konkurrenz, ständig zu.  Dies trifft auch auf die Anwendung unterschiedlicher Formen der Evaluation von Studienangeboten zu. 

Wie eine umfassende Qualität in einem weiterbildenden Studiengang gewährt werden kann, soll im Folgenden am Beispiel des Masterstudiengangs Bildungsmanagement (MBA) der Universität Oldenburg dargestellt werden. 

Der Studiengang basiert auf einem Blended-Learning-Ansatz. Dieser Ansatz kombiniert Methoden des Präsenzlernens mit Lernkonzepten, die im Zuge der Einführung neuer Medien entwickelt wurden. Hierbei handelt es sich um online-gestütztes Selbststudium, Online-Lernen mit tutorieller Begleitung sowie Projektlernen mit Hilfe von Lernmanagementsystemen.

Der Studiengang wurde durch die ZEvA
 akkreditiert und muss nach Ablauf von fünf Jahren reakkreditiert werden. Durch die Akkreditierung ist eine zentrale Anforderung an inhaltlicher und organisatorischer Qualität gewährleistet. 

Um einen einheitlichen Qualitätsstandard des Studiengangs sowohl an der Universität Oldenburg als auch an der Universität Wien zu gewährleisten, wurden Handreichungen erstellt, die sich jeweils an Studierende, an DozentInnen, an TutorInnen und an die AutorInnen der Studienmaterialien wenden.

In der Handreichung für Studierende werden diese umfassend über den Aufbau und die Struktur eines Studienmoduls, über Arbeitsformen und Lernmethoden und über den Ablauf und die Gestaltung der Präsenzphasen informiert. Darüber hinaus erhalten sie Informationen zu Prüfungsleistungen, zu AnsprechpartnerInnen und LernbegleiterInnen; ebenso zu weiteren Rahmenbedingungen wie Nutzungsmöglichkeiten der Bibliothek, Mensa, Übernachtungsmöglichkeiten uws..

Auch die DozentInnen erhalten eine entsprechende Handreichung als Hilfestellung bei der Vorbereitung und Durchführung von Studienmodulen. In der Handreichung werden die verschiedenen Phasen (Selbstlern,- Projekt- und Präsenzphasen) im Ablauf eines Moduls mit ihren Zielen und Charakteristika und die daraus resultierenden Aufgaben für die DozentInnen beschrieben.

Die TutorInnen, deren Aufgabe in der Unterstützung der Studierenden und der DozentInnen liegt, werden zunächst durch spezielle TutorInnenschulungen intensiv auf ihre Aufgabe vorbereitet. Dadurch sind sie mit dem Aufbau und der Zielsetzung des Studiengangs ebenso vertraut wie mit den spezifischen Ansprüchen der Studierenden und den Anforderungen eines Online-Tutorings. Neben den Schulungen und regelmäßigen Treffen mit der Projektleitung erhalten auch sie eine Handreichung, die über das Lerndesign des Studiengangs und über die Aufgaben als TutorIn informiert.

Einen wichtigen Baustein für ein erfolgreiches Studium sehen die Verantwortlichen des MBA-Studiengangs in der Qualität der Studienmaterialien. Aus diesem Grunde erhalten auch die AutorInnen der Studienmaterialien eine Unterstützung in Form einer Handreichung. Mit diesen Informationen soll gewährleistet werden, dass die Studientexte einen einheitlichen Aufbau haben und dass sie so verfasst sind, dass sie in der sprachlichen Formulierung, in der Gliederung und in der Veranschaulichung durch Beispiele den Studierenden einen optimalen Lernerfolg ermöglichen. 

Sowohl die einzelnen Module als auch die Studienmaterialien werden regelmäßig evaluiert, indem die Studierenden nach Ende des Semesters zu ihrer Zufriedenheit, ihren Erfahrungen und ihren Lernerfolgen befragt werden. Die Ergebnisse dieser Befragungen werden aufbereitet und in die zukünftige Planungs- und Durchführungsprozesse eingespeist. 

Zur ständigen Weiterentwicklung und wissenschaftlichen Begleitung des Masterstudiengangs Bildungsmanagement wurde darüber hinaus ein wissenschaftlicher Beirat eingerichtet. Zu den Aufgaben dieses aus VertreterInnen aus Hochschulen und Wissenschaftsorganisationen bestehenden Beirates zählen:

· Curriculare Weiterentwicklung des Studienangebots

· Stärkung und weiterer Ausbau des Forschungs- und Beratungsangebotes im Bereich Bildungs- und Wissensmanagement

· Beratung bei der Planung von Publikationen, Kongressen und Tagungsangeboten.

Als weitere Form der Qualitätssicherung dient der persönliche Kontakt zu den Studierenden. Da die MBA-Studierenden mittlerweile eine Fachschaft gegründet haben, ist der persönliche Kontakt dadurch gewährleistet, dass regelmäßig Austausch- und Feedbackgespräche mit VertreterInnen der Fachschaft geführt werden. 

Neben der Gewährleistung einer hohen inhaltlichen Qualität des Studiums erfordert die spezifische Situation von Studierenden eines weiterbildenden Studiengangs optimale Rahmenbedingungen. Hier ist besonders auf ansprechende Lernräume, auf eine gute Ausstattung (Flipchart, Metaplanwände, Beamer etc.) sowie auf ein entsprechendes Catering zu achten. 

Ebenso von Bedeutung ist eine gut funktionierende technische Infrastruktur. Die virtuelle Lernumgebung muss nicht nur einwandfrei funktionieren, sondern gerade auch zu Zeiten verfügbar sein, an denen berufstätige Studierende sie nutzen wollen, also in den Abendstunden und an Wochenenden. Um die Nutzung der Lernplattform auch am Wochenende zu ermöglichen, muss eine verantwortliche Person, i.d.R. ein/e MitarbeiterIn des Rechenzentrums, zur Verfügung stehen, was aber aus arbeitsrechtlichen Gründen zu Problemen führt. Hier müssen andere Lösungen gefunden werden, etwas in der Form, dass die Pflege der Lernumgebung gegen extra Bezahlung organisiert oder an externe Dienstleister ausgegliedert wird.

Auf Probleme mit der virtuellen Lernplattform wiesen auch andere InterviewpartnerInnen hin. Häufig ist innerhalb der Kooperation keine gemeinsame Lernplattform vorhanden. Die Kooperationspartner benutzen (wenn vorhanden) ihre eigenen Plattformen weiter mit der Folge, dass Synergieeffekte verloren gehen und Information und Kommunikation erheblich erschwert werden.
Handlungsempfehlungen:

( Entwicklung und Etablierung eines umfassenden Qualitätsmanagements als gemeinsame Basis für 

    alle Kooperationspartner.

( Berücksichtigung spezifischer Ansprüche und Erwartungen der TeilnehmerInnen an inhaltliche 

    und organisatorische Qualität.

( Bereitstellung einer Lernumgebung, die den Ansprüchen erfahrener und berufstätiger 

    TeilnehmerInnen gerecht wird.

( Bereitstellung einer gemeinsamen virtuellen Lern- und Kommunikationsplattform und 

    Sicherstellung einer 24 Stunden Nutzung.

5.6 
Weitere generelle Aspekte bei institutionellen Kooperationen

Neben den bereits genannten spezifischen Problemen und Regelungen bei Kooperationen gibt es auch zahlreiche allgemeine Punkte, die bei Kooperationen, insbesondere bei wissenschaftlichen Kooperationen, nicht außer acht gelassen werden sollten.

Zu folgenden Aspekten finden sich vertragliche Regelungen:

( Nutzungs- und Benutzungsrechte

( Rechte an Arbeitsergebnissen

( Publikationen

( Wissenstransfer

( Haftung

( Kündigung

( Vertraulichkeit

( Vergabe von Unteraufträgen

( Nachhaltigkeit

( Allgemeines
Nutzungs- und Benutzungsrechte:

· Jeder Partner ist berechtigt, die Ergebnisse der anderen Partner  im gegenseitigen Einverständnis unter Berücksichtigung etwaiger Rechte Dritter unentgeltlich für eigene Entwicklungen im Rahmen der Kooperation zu nutzen und weiterzuentwickeln.

· Der Partner sichert zu, dass an den von ihm im Rahmen des Kooperationsvertrages entwickelten Werken keine Rechte Dritter bestehen bzw. diese ihm für die Zwecksetzung des Kooperationsverbundes eingeräumt wurden und dass die Weitergabe dieser Werke rechtmäßig erfolgt; dies umfasst auch die Weitergabe an andere Partner.

· Jeder Vertragspartner darf die ihm von den anderen Vertragspartnern überlassenen Ergebnisse und Informationen im Rahmen seiner Aufgaben nutzen.

· Bei Weitergabe an Dritte zu kommerziellen Zwecken ist der liefernde Vertragspartner an den Einnahmen angemessen zu beteiligen. Hierüber wird ggf. eine gesonderte Vereinbarung getroffen.

· Bei gemeinsamen Projekten stehen die Rechte an den Ergebnissen den beteiligten Vertragspartnern gemeinsam zu.

· Die Bestimmungen von ____ gelten auch für jeden Vertragspartner auch im Falle der Kündigung des vorliegenden Vertrages.

· Oder: Die bei Beginn der Vereinbarung bestehenden Verwertungsrechte, insbesondere an den Modulen, werden nicht von der Vereinbarung betroffen und bleiben dem jeweiligen Vertragspartner erhalten.

· Verwertung: Für jeden Partner besteht die Möglichkeit einer kommerziellen Verwertung der von ihm entwickelten Arbeitsergebnisse. Einnahmen daraus sind nach einem festgelegten Verteilungsschlüssel, der die Beiträge der an dem verwerteten Produkt beteiligten Partner berücksichtigt, zu verteilen. Die auf die Partner entfallenden Erlöse sollen für (Weiter-) Entwicklung und/oder den Einsatz von multimedialen Lehr – und Lerneinheiten verwendet werden. Bei einer kommerziellen Verwertung bedarf es der Zustimmung aller am Produkt beteiligten Vertragspartner, die aber nur aus wichtigem Grund verweigert werden darf.

Rechte an Arbeitsergebnissen:

· Der Vertragspartner X räumt dem anderen Y gemäß § 31 UrhG unter Ausschluss der Vorbehalte des § 37 UrhG das ausschließliche, unbeschränkte Nutzungsrecht am Ergebnis und an allen Teilergebnissen ein. Das Nutzungsrecht umfasst insbesondere die in §§ 15 und 88 UrhG genannten Nutzungsarten sowie die Umgestaltung. Die Vertragspartner sind berechtigt, das Nutzungsrecht Dritten zu übertragen oder ihnen einfache Nutzung einzuräumen. Die Ausübung des Rückrufsrechts nach § 41 UrhG wird für die Dauer von………Jahren ausgeschlossen.

· Der  Vertragspartner X ist nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung des anderen Vertragspartners Y berechtigt, das Ergebnis oder die Teilergebnisse zu veröffentlichen, an Dritte weiterzugeben oder in sonstiger Weise zu verwerten.

Publikationen:

Bei Kooperation mit außeruniversitären Partnern: Die Vertragspartner erkennen das Grundsatzinteresse der Universität an wissenschaftlicher Publikation an und sichern zu, dieses nicht einzuschränken. Insbesondere wird die Durchführung von Diplomarbeiten und Promotionsverfahren nicht behindert oder gefährdet, sondern gefördert. Publikationen werden grundsätzlich unter Einhaltung der üblichen Gepflogenheiten der Autorennennung vorgenommen. Gemeinsame Publikationen sind im Rahmen der Zusammenarbeit angestrebt. Der Inhalt der gemeinsamen Publikationen ist grundsätzlich zwischen den Vertragspartnern abzustimmen.

Wissenstransfer/ Schulungen:

Zur Nutzung von Synergieeffekten findet ein reger Wissensaustausch zwischen den Partnern statt. Insbesondere soll sichergestellt werden, dass alle Vertragspartner an gefundenen Problemlösungen partizipieren können. Geeignete und wichtige Probleme und Aufgaben werden in Form von institutsübergreifenden Schulungen oder Workshops behandelt. Sämtliche Kooperationspartner sind gehalten, im Rahmen ihrer Möglichkeiten derartige Veranstaltungen durchzuführen.

Haftung:

· Angehörige oder Mitarbeiter eines Partners, die bei dem anderen Partner tätig werden oder dessen Einrichtungen nutzen, unterliegen den dort geltenden betrieblichen Ordnungen und Vorschriften.

· Die Vertragspartner gewährleisten die fachmännische und sorgfältige Ausführung der Arbeiten mit qualifiziertem Personal sowie die Einhaltung der anerkannten Regeln der wissenschaftlichen Zusammenarbeit/Technik. 

· Für den Vertragspartnern entstehende Schäden, die bei der Durchführung von Aufgaben dieser Kooperationsvereinbarung von den Vertragspartnern verursacht werden, haftet derjenige Vertragspartner, dem der Schadensverursacher oder die Schadensursache zuzuordnen ist, nur bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit.
 

· Gleiches gilt i. R. d. vorliegenden Kooperation für die Eigenhaftung der Mitglieder bzw. Mitarbeiter.

· Bei Schadensersatzansprüchen Dritter haftet der verursachende Vertragspartner allein und ausschließlich.

Kündigung:

· Diese Vereinbarung kann mit einer ______________-monatigen Frist jeweils zum Schluss des Semesters von jeder Partei durch einseitige, schriftliche Erklärung gekündigt werden.

· Im Falle einer Kündigung werden die Parteien die sich aus diesem Vertrag ergebenden Verpflichtungen gegenüber den immatrikulierten Studierenden erfüllen.

· Die Kooperationsvereinbarung tritt mit dem Unterzeichnungstermin in Kraft und gilt bis zum Ende der Projektförderung, d.h. bis zum ………. Diese Vereinbarung gilt über den genannten Zeitpunkt hinaus, sofern die beteiligten Partner eine Verlängerung der Kooperation vereinbaren.
 

· Die außerordentliche fristlose Kündigung ist schriftlich möglich, wenn die Projektfinanzierung ausfällt oder das Vertrauen zwischen den Partnern zerstört ist und unter Abwägung der gegenseitigen Interessen für den kündigenden Vertragspartner ein Festhalten an der Vereinbarung nicht zumutbar ist. Durch die Kündigung dürfen grundsätzlich laufende Projekte nicht gefährdet werden. Die Kündigung ist schriftlich gegenüber den Vertragspartnern auszusprechen. Dem (Träger des Förderungsprogramms) ist eine Kopie der Kündigung zu übersenden. Die Kooperationsvereinbarung zwischen den übrigen Vertragspartnern wird durch das Ausscheiden eines Vertragspartners nicht berührt. 

· Scheidet ein Vertragspartner aus, so endet ihm gegenüber die Verpflichtung der übrigen Vertragspartner gemäß dieser Kooperationsvereinbarung mit seinem Ausscheiden. Der ausscheidende Vertragspartner bleibt jedoch den übrigen Vertragspartnern gemäß dieser Kooperationsvereinbarung zur ordnungsgemäßen Mittelabrechnung sowie der Berichtslegung verpflichtet.

· Verletzt ein Kooperationspartner nachhaltig wesentliche Pflichten aus dem Kooperationsvertrag, kann er von der Kooperation ausgeschlossen werden. Über einen derartigen Ausschluss entscheidet das ________ mit Ausnahme des Betroffenen mit einer __-Mehrheit der Anwesenden. Im Falle  des Ausschlusses beschränken sich die Rechte des Partners auf die ihm bis zum Zugang der Kündigung mitgeteilten Ergebnisse. Er ist zur Weitergabe oder Verwendung dieser Ergebnisse nicht berechtigt.

· Der kündigende Kooperationspartner gehört ab seinem Ausscheiden aus dem Kooperationsverbund nicht mehr zu den Verwertungsberechtigten. Die übrigen Partner sind berechtigt die bis zum Wirksamwerden der Kündigung erzielten Arbeitsergebnisse zu verwerten.

Vertraulichkeit:

· Die Vertragspartner werden das jeweils von einem anderen Vertragspartner aufgrund dieses Vertrages oder im Zusammenhang mit seiner Erfindung zugänglich gemachte Wissen und die ihm zugänglich gemachten Unterlagen, auch in der Zeit der Kündigung der Vereinbarung, vertraulich behandeln, soweit und solange dieses Wissen  und die Unterlagen nicht in den der Allgemeinheit zugänglichen Stand der Technik übergegangen ist.

· Einer Verwendung der im Rahmen dieser Vereinbarung erarbeiteten Ergebnisse durch die Universität auf dem Gebiet der Forschung und Lehre ist zulässig.

· Das Know How, insbesondere sämtliche Ideen, Konzepte, Materialien, Interna, Präsentations- und Kooperationsunterlagen unterliegen der Geheimhaltung und dürfen grundsätzlich nicht außerhalb der Kooperationsverbundes verwendet werden. Dies gilt nicht für die Verwendung des eigenen Know How im Rahmen der Forschung und Lehre; bei Weitergabe von kooperationsübergreifendem Know How im Rahmen der Forschung und Lehre ist die Zustimmung der betroffenen Partner erforderlich.

· Den Verbundpartnern ist es verboten, im Falle einer vorzeitigen Beendigung der Zusammenarbeit die der Geheimhaltung unterliegenden Ideen und Entwicklungen zu verwenden, weiterzugeben oder zu nutzen, es sei denn, sie sind dazu nach anderen Vorschriften berechtigt. Jeder Kooperationspartner ist dazu verpflichtet, seine eigenen Mitarbeiter in gleicher Weise zur Geheimhaltung zu verpflichten.

Vergabe von Unteraufträgen: 

Die …. darf sich Dritter zur Erfüllung dieses Vertrages nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung des Projektleiters bedienen. Die dem Projektleiter vor Abschluss vorzulegenden Verträge mit den Dritten müssen sicherstellen, dass die ……. ihre Pflichten gegenüber dem Projektleiter/ Hochschulverbund auch hinsichtlich der an die Dritten übertragenen Aufgaben uneingeschränkt nachkommen kann.

Salvatorische Klausel: 

Sollten Bestimmungen dieser Kooperationsvereinbarung ungültig sein oder werden, so berührt dies nicht die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen. Die Parteien verpflichten sich vielmehr, eine unwirksame Bestimmung durch eine solche wirksame Bestimmung zu ersetzen, die dem gewollten Zweck am nächsten kommt.

Nachhaltigkeit: 

Die Kooperationspartner sollen sicherstellen, dass im Falle der Insolvenz oder des Untätigwerdens dritter Rechtsinhaber die Nutzungsrechte an den geschützten Werken auf sie übergehen, um eine Verstetigung und Weiterentwicklung der Ergebnisse der Kooperation zu gewährleisten.

Allgemeines:

· Änderungen und Zusätze sollten der Schriftform bedürfen.

· Lassen sich Meinungsverschiedenheiten aus dieser Vereinbarung nicht gütlich regeln, sind zur Entscheidung die ordentlichen Gerichte anzurufen. Für Streitigkeiten aus dieser Vereinbarung ist ___________ als gemeinsamer Gerichtsstand vereinbart...

· Der Beitritt weiterer Hochschulen oder Institutionen bedarf der Zustimmung aller beteiligter Partner.

6. Ein Zukunftsszenario

Weiterbildende Studiengänge an Hochschulen sind bisher überwiegend als einzelne Projekte organisiert und selten als Kooperationsstudiengänge mit formalisierten, vertraglichen Regelungen zu finden. Die Frage ist daher: Wie können (kooperative) Studiengänge gestaltet und organisiert werden, um am Markt erfolgreich zu bestehen? Ein Zukunftsszenario könnte folgendermaßen aussehen:

Idealtypischer Weise verfügt eine Hochschule über ein „Wissenschaftliches Zentrum für Weiterbildung“. In diesem Zentrum bündeln sich alle Weiterbildungsaktivitäten, so dass Kontinuität, Professionalität und eine kundenorientierte Infrastruktur Garant für eine optimale Organisation und Durchführung von weiterbildenden Studiengängen sind. In enger Zusammenarbeit mit den Fakultäten und Fachbereichen ist das wissenschaftliche Zentrum in der Lage, schnell und qualitativ hochwertige Angebote zu entwickeln. 

Vor der Entwicklung eines neuen Angebotes wird, um auf verlässliche Planungsdaten zurückgreifen zu können, im Vorfeld der Markt analysiert und der potentielle Bedarf ermittelt. Sind zwei oder mehrere Bildungseinrichtungen an dem Studiengang beteiligt, entwickeln alle Beteiligten gemeinsam frühzeitig die Ziele des Studiengangs und beschreiben die mit der Organisation und Durchführung einhergehenden Aufgaben. Das wissenschaftliche Zentrum für Weiterbildung  fungiert als Ansprechpartner für die anderen Kooperationspartner, wodurch eine verlässliche Kommunikation gewährleistet ist. Schon in dieser Phase wird ein Kooperationsvertrag entworfen, in dem zentrale Absprachen verbindlich geregelt sind. 

Die Hochschulen haben frühzeitig erkannt, dass der Bedarf an wissenschaftlicher Weiterbildung zunimmt. Weiterbildung ist daher in den Leitbildern der Hochschulen festgeschrieben und trägt maßgeblich zur Profilbildung bei. Die Hochschulleitungen unterstützen den Bereich konsequent, so dass administrative Aufgaben effizient und reibungslos bearbeitet werden. 

Nach langwierigen Verhandlungen in der Föderalismuskommission sind die Hochschulgesetzte der Länder  vereinheitlicht, haushalts-, arbeits- und dienstrechtliche Hemmnisse beseitigt worden. Dadurch sind zum einen die Voraussetzungen für Kooperationen wesentlich verbessert worden, zum anderen ist es nun möglich, renommierte interne und externe ProfessorInnen für die Durchführung der Veranstaltungen zu gewinnen. 

Die Finanzierung der Studiengänge erfolgt einerseits durch Teilnahmegebühren, andererseits durch Zuwendungen aus dem Landeshaushalt. Da die Einnahmen bei den Einrichtungen verbleiben, vergrößert sich die Planungssicherheit und der Handlungsspielraum. Die Einrichtungen sind in der Lage, die Entwicklung neuer Angebote zu finanzieren und eventuelle Verluste auszugleichen, da Rücklagen gebildet bzw. ein Sicherungsfond eingerichtet wurde. 

Die Verbesserung der rechtlichen und organisatorischen Rahmenbedingungen, die Vergrößerung des finanziellen Handlungsrahmens und die Schaffung von Anreizsystemen für ProfessorInnen und weiterer an der Planung und Durchführung weiterbildender Studiengänge Beteiligter hat zu einer Motivationssteigerung und damit auch zu einer deutlichen Erhöhung der Qualität der Angebote geführt. Die Einführung eines kontinuierlichen Qualitätsmanagements, das sowohl exzellente Inhalte gewährleistet, als auch die Ansprüche und Erwartungen erfahrener und berufstätiger TeilnehmerInnen berücksichtigt, hat zur Etablierung bestehender und Neu- bzw. Weiterentwicklung weiterer Studiengänge geführt. 

Diese Entwicklung hat sich positiv auf die Planung und Durchführung kooperativer Studiengänge ausgewirkt. Waren früher Engagement und persönliche Kontakte einzelner HochschulleherInnen Ausgangspunkt für mehr oder weniger feste Kooperationen, haben sowohl die Anforderungen des Marktes als auch die für alle Beteiligten positiven Erfahrungen mit Kooperationen dazu geführt, dass sich ein Organisationssystem für das Management (kooperativer) Studiengänge entwickelt hat. Dies  trägt auch zukünftig dazu bei, dass Synergieeffekte genutzt werden, um effiziente und bedarfsorientierte Angebote bereit zu stellen, Marktanteile zu sichern und den Stellenwert wissenschaftlicher Weiterbildung weiter auszubauen.

Anhang

GesprächspartnerInnen der diesem Bericht zugrunde liegenden Interviews waren:

( Prof. Dr. Michael Schlaak, Fachhochschule Oldenburg, Ostfriesland, Wilhelmshaven, Studiengang 

   „Master of Science in Environmental Technology“

( Prof. Dr. Anke Hanft, Isabel Müskens, Tim Zentner, Universität Oldenburg, Studiengang 

   „Bildungsmanagement Master of Business Administration“

( Dr. Ulrich Bernath, Thomas Huelsmann, Universität Oldenburg, Studiengang „Master of Distance 

  Education“

( Dr. Svenja Hagenhoff, Michaela Knust, Universität Göttingen, Bildungsnetzwerk „Winfoline“

( Tim Torsten Schwithal, Universität Oldenburg, Hanse Law School

( Hans Joachim Kahlen, Akademie für Weiterbildung, Delmenhorst, Studiengang „Euro MBA“

( Helga Wilhelmer, Dezernentin Dez. 3, studentische und akademische Angelegenheiten, Universität 

  Oldenburg

( Natalie Burwitz, Rechtsreferat der Universität Oldenburg
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� Vgl. Beschluss der KMK vom 21.09.2001.
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� Die ausgewerteten Verträge erhielten nicht zu allen kooperationsrelevanten Themen Formulierungs- bzw. Ge-staltungsvorschläge.


� Vgl. Kooperationsvereinbarung Uni Rostock, Stiftung Uni Hildesheim, FH Stralsund „Vision Ventures“.


� Vgl. ebenda.


� Vgl. Kooperationsvertrag  Uni -Verbund Sprachchancen.


� Vgl. Ordnung über besondere Zulassungsvoraussetzungen für den „Master of Business Administration (MBA)“ § 6.3; 6.4. 


� Vgl. Kooperationsvereinbarung zum gemeinsamen Studiengang  „Hochschul- und Wissensmanagement“.


� Vgl. Kooperationsvertrag FH Oldenburg/Ostfriesland/Wilhelmshaven und Uni Oldenburg.


� Vgl. Kooperationsvereinbarung zum gemeinsamen Studiengang  „Hochschul- und Wissensmanagement“.


� Vgl. ebenda.


� Vgl. Kooperationsvereinbarung zum gemeinsamen Studiengang  „Hochschul- und Wissensmanagement“.


� Vgl. Kooperationsvertrag FH Oldenburg/Ostfriesland/Wilhelmshaven und Uni Oldenburg.


� Vgl. ebenda.


� Vgl. Kooperationsvertrag Hanse Law School Uni Oldenburg und Uni Bremen.


� Vgl. ebenda.


� Vgl. Kooperationsvereinbarung Studiengang  „Hochschul- und Wissensmanagement“.


� Vgl. Prüfungsordnung für den „Master of Business Administration (MBA), § 10.4 „ .


� Vgl. Kooperationsvereinbarung Uni Heidelberg und Staatl. Hochschule für Gestaltung Heidelberg.


� Vgl. Kooperationsvereinbarung zum gemeinsamen Studiengang  „Hochschul- und Wissensmanagement“.


� Vgl. ebenda.


� Vgl. Kooperationsvertrag Uni Rostock und Uni Greifswald.


� Vgl. Kooperationsvertrag  Hanse Law School Uni Oldenburg und Universität Bremen.


� Vgl. ebenda.


� Vgl. Rahmenvereinbarung Uni Heidelberg und Uni Mannheim.


� Vgl. Newsletter 5/2004, � HYPERLINK "http://www.mba.uni-oldenburg.de" ��www.mba.uni-oldenburg.de� .


� Vgl. � HYPERLINK "http://www.uni-oldenburg.de/zef/mde/info/" ��www.uni-oldenburg.de/zef/mde/info/�, Zugriff vom 13.09.2005.


� Vgl. www.technik-emden.de/studium/n/envir_technology.php, Zugriff vom 13.09.2005.


� Vgl. � HYPERLINK "http://www.akademie" ��www.akademie�-fuer-weiterbildung.de, Zugriff vom 09.11.2005.


� Vgl. Kooperationsvereinbarung Uni Hamburg und Nordost-Institut Lüneburg.


� Vgl. Rahmenvereinbarung Uni Heidelberg und Uni Mannheim.


� Vgl. Kooperationsvertrag FH Oldenburg/Ostfriesland/Wilhelmshaven und Uni Oldenburg.


� Kooperationsvereinbarung Uni Rostock, Stiftung Uni Hildesheim und FH Stralsund „Vision Ventures“.


� Vgl. Hagenhoff 2002,  S. 171.


� Vgl. Kooperationsvereinbarung zum gemeinsamen Studiengang  „Hochschul- und Wissensmanagement“.


� Vgl. ebenda.


� Vgl. Kooperationsvertrag FH Oldenburg/Ostfriesland/Wilhelmshaven und Uni Oldenburg.


� Vgl. Kooperationsvereinbarung Uni Hamburg und Nordost-Institut Lüneburg.


� Vgl. Kooperationsvertrag Uni-Verbund Sprachchancen.


� Vgl. Kooperationsvereinbarung Uni Hamburg und Nordost-Institut Lüneburg.


� Vgl. Kooperationsvereinbarung Uni Hamburg und Nordost-Institut Lüneburg.


� Vgl. Rahmenvereinbarung Uni Heidelberg und Uni Mannheim.


� Vgl. Kooperationsvertrag  Hanse Law School Uni Oldenburg und Uni Bremen.


� Zentrale Evaluations- und Akkreditierungskommission Hannover.


� Vgl. Kooperationsvertrag Uni-Verbund Sprachchancen.


� Vgl. ebenda.


� Vgl. Kooperationsvertrag zum „ComLab“.


� Vgl. ebenda.


� Vgl. ebenda.


� Vgl. ebenda.


� Vgl. Kooperationsvereinbarung Uni Rostock, Stiftung Uni Hildesheim, FH Stralsund  „Vision Ventures“.


� Vgl. Kooperationsvertrag Uni-Verbund Sprachchancen.


� Vgl. Kooperationsvereinbarung Uni Rostock, Stiftung Uni Hildesheim, FH Stralsund und Dt. Institut für Erwachsenenbildung e.V. „Vision Ventures“.


� Ebenda.


� Vgl. Kooperationsvertrag zum „ComLab“.


� Vgl. Kooperationsvertrag Uni-Verbund Sprachchancen.


� Vgl. Kooperationsvereinbarung Uni Hamburg und Nordost-Institut Lüneburg.


� Vgl. Kooperationsvereinbarung Uni Rostock, Stiftung Uni Hildesheim, FH Stralsund  „Vision Ventures“.


� Vgl. ebenda.


� Vgl. ebenda.


� Vgl. Kooperationsvertrag zum „ComLab“.


� Vgl. Kooperationsvereinbarung zum gemeinsamen Studiengang  „Hochschul- und Wissensmanagement“.


� Vgl. Kooperationsvertrag FH Oldenburg/Ostfriesland/Wilhelmshaven und Uni Oldenburg.


� Vgl. Kooperationsvereinbarung Uni Rostock, Stiftung Uni Hildesheim, FH Stralsund  „Vision Ventures“.


� Vgl. ebenda.


� Vgl. ebenda.


� Vgl. Kooperationsvertrag Uni-Verbund Sprachchancen.


� Vgl. ebenda.


� Vgl. Kooperationsvertrag zum „ComLab“.


� Vgl. ebenda.


� Vgl. Kooperationsvertrag Uni-Verbund Sprachchancen.


� Vgl. ebenda.


� Vgl. Kooperationsvereinbarung Uni Rostock, Stiftung Uni Hildesheim, FH Stralsund und Dt. Institut für Erwachsenenbildung e.V. „Vision Ventures“.


� Vgl. Kompetenznetzwerk Skandinavistik-Kooperationsvereinbarung: Uni Basel und Université Marc Bloch.


� Vgl. Kooperationsvertrag Uni-Verbund Sprachchancen.


� Vgl. Kooperationsvertrag zum, „ComLab“.


� Vgl. Kooperationsvereinbarung Uni Rostock, Stiftung Uni Hildesheim, FH Stralsund „Vision Ventures“.


� Vgl. Rahmenvereinbarung Uni Kaiserslautern, Uni Trier, Uni Koblenz- Landau und Uni Saarland.
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